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Agenda 21 für demokratische Kulturbildung

Von PR-Öffentlichkeit zu lernender Öffentlichkeit – ein 
Erklärungs- und Handlungskonzept für Politik, Schule und 
Internet

Präambel: Das eigentliche Problem ist nicht Informationsmangel, sondern ein 
veraltetes Wirklichkeitsmodell

Die moderne Demokratie steckt nicht nur in einer Medienkrise, nicht nur in einer Bildungskrise und 
nicht nur in einer politischen Vertrauenskrise. Sie steckt tiefer: in einer Krise ihrer kulturellen 
Wirkmechanismen. Viele Institutionen handeln noch immer so, als entstehe öffentliche Meinung im 
Wesentlichen dadurch, dass ein Sender eine Botschaft formuliert, diese über geeignete Kanäle an 
Empfänger verteilt und anschließend Zustimmung, Ablehnung oder Reichweite misst. Dieses 
Modell hat sich organisatorisch so tief verfestigt, dass es nicht mehr nur eine Methode der 
Öffentlichkeitsarbeit ist, sondern eine Kulturbedingung geworden ist.

Politik nennt es Kommunikation, Kampagne, Messaging, Pressearbeit oder Bürgerinformation. 
Schule nennt es Stoffvermittlung, Kompetenzvermittlung, Wertevermittlung oder Unterricht. Das 
Internet nennt es Content, Reichweite, Zielgruppenansprache, Engagement oder Sichtbarkeit. In 
allen drei Feldern wirkt jedoch häufig dieselbe Grundfigur: Eine Institution sendet, eine Zielgruppe 
empfängt, und Erfolg wird daran gemessen, ob die Botschaft angekommen ist.

Genau diese Figur ist überholt.

Denn Gesellschaft funktioniert nicht wie ein Lautsprecher, der in einen passiven Raum hinein 
spricht. Gesellschaft ist ein Rückkopplungssystem. Menschen nehmen nicht nur Informationen auf, 
sondern deuten sie aus Affekten, Erfahrungen, Zugehörigkeiten, Verletzungen, Hoffnungen und 
institutionellen Erfahrungen heraus. Sie reagieren nicht nur auf Inhalte, sondern auf 
Beziehungssignale: Werde ich ernst genommen? Bin ich gemeint? Darf ich mitwirken? Gibt es eine 
Antwort? Hat meine Wahrnehmung Folgen? Oder werde ich nur adressiert, vermessen, beschult, 
beruhigt, aktiviert, moralisch beschämt oder datenökonomisch ausgewertet?

Hier verhäddern wir uns in unseren eigenen überholten Kulturmustern. Wir haben neue Medien, 
aber oft alte Öffentlichkeitsmechanismen. Wir haben digitale Rückkanäle, aber institutionell noch 
immer wenig echte Rückkopplung. Wir haben Partizipationsformate, aber zu selten Antwortpflicht. 
Wir haben politische Bildung, aber zu selten politische Wirksamkeit. Wir haben 
Internetplattformen, aber kaum demokratische digitale Commons. Wir haben KI, aber keine 
hinreichend starke menschliche Antwortarchitektur.

Das folgende Erklärungswerk verbindet die bisherigen drei Teile, den Buchentwurf Kairos kontra 
Krise und die hinzugezogenen Bücher zu einem Handlungskonzept: einer Agenda 21 für 



demokratische Kulturbildung. Nicht im engen Sinn eines weiteren Programms, sondern als 
Architektur für das 21. Jahrhundert: Politik, Schule und Internet müssen so neu verschaltet werden, 
dass demokratische Wirklichkeitsbildung wieder lernfähig, jugendgerecht, resilient und 
zukunftstauglich wird.

I. Die alte PR-Öffentlichkeit: Warum das Sender-Empfänger-
Modell kulturell feststeckt
Das klassische PR-Modell der öffentlichen Meinungsbildung hat eine einfache innere Logik: 
Institutionen besitzen eine Botschaft; Öffentlichkeit ist der Raum, in dem diese Botschaft verbreitet 
wird; Bürgerinnen und Bürger gelten als Adressaten, Zielgruppen oder Rezipienten. Die Qualität 
der Kommunikation wird dann gemessen an Reichweite, Verständlichkeit, Akzeptanz, Zustimmung, 
Imagewerten oder Verhaltensänderung.

Dieses Modell konnte in einer industriellen Medienordnung noch plausibel erscheinen. Zeitungen, 
Rundfunk, Fernsehen, Pressekonferenzen und Plakatkampagnen waren weitgehend linear 
organisiert. Wenige sendeten, viele empfingen. Auch demokratische Politik hat sich an diese Logik 
gewöhnt: Man entwickelt Programme, fasst Beschlüsse, formuliert Botschaften, erklärt 
Entscheidungen und versucht, Zustimmung zu organisieren.

Aber dieses Modell verwechselt Öffentlichkeitsarbeit mit öffentlicher Wirklichkeitsbildung.

Öffentlichkeitsarbeit fragt: Wie vermitteln wir, was wir beschlossen haben?
Öffentliche Wirklichkeitsbildung fragt: Wie entstehen die Wahrnehmungen, Deutungen, Konflikte 
und Vertrauensmuster, aus denen demokratische Entscheidungen überhaupt möglich werden?

Der Unterschied ist grundlegend. Im alten Modell wird Öffentlichkeit nachträglich adressiert. Im 
neuen Verständnis ist Öffentlichkeit der Ort, an dem Gesellschaft sich selbst erkennt, korrigiert und 
handlungsfähig macht. Sie ist nicht Bühne, sondern Lernorgan.

Kairos kontra Krise formuliert genau diesen Moduswechsel: Krisen seien keine bloßen Ereignisse, 
sondern Folgen verpasster Kairosmomente; unter Dauerstress verengen sich Perspektiven, Kontrolle 
ersetzt Verständnis, Komplexität wird reduziert, statt bearbeitet. Der Buchentwurf beschreibt 
deshalb den notwendigen Wechsel von Reaktion zu Vorsorge, von Symbolpolitik zu Verlässlichkeit, 
von Vereinzelung zu kollektiven Lernprozessen und vom Stress-Modus zum Dialog-Modus.

Das alte Sender-Empfänger-Modell kann diesen Wechsel nicht leisten. Es erzeugt keine lernende 
Öffentlichkeit, sondern eine verwaltete Öffentlichkeit. Es erzeugt keine gemeinsame 
Wirklichkeitsprüfung, sondern Botschaftsmanagement. Und genau hier beginnt die kulturelle 
Verstrickung: Selbst wenn Institutionen „Dialog“ sagen, handeln sie oft weiter nach der Logik der 
Sendung.

Man lädt Jugendliche ein, aber die Tagesordnung ist schon gesetzt.
Man fragt Meinungen ab, aber politische Antwort bleibt unverbindlich.
Man spricht von Augenhöhe, aber Zuständigkeit und Wirkung bleiben oben.
Man nutzt das Internet, aber nur als Verbreitungskanal.
Man spricht von Demokratiebildung, aber organisiert Schule weiter als Prüfungs- und 
Vermittlungssystem.



So entsteht ein Paradox: Die Institutionen erkennen die Krise der Öffentlichkeit, reagieren aber mit 
den kulturellen Mitteln, die Teil der Krise sind.

II. Warum Aufklärung allein nicht genügt
Der tiefere Fehler liegt in einem rationalistischen Menschenbild. Es unterstellt, dass Menschen im 
Kern vernünftig entscheiden, wenn ihnen nur ausreichende Informationen, richtige Werte und gute 
Argumente zur Verfügung stehen. Liya Yu beschreibt genau dieses optimistische Nachkriegsbild: 
Nach zwei Weltkriegen und Kaltem Krieg habe man geglaubt, Holocaust, Atombombe, 
Antisemitismus, Sklaverei und ähnliche Schrecken gehörten der Vergangenheit an; dem 
rationalistischen Menschenbild liege die Annahme zugrunde, Menschen seien von Natur aus neutral 
oder gut, und Bildung oder Wissen könnten falsches Bewusstsein korrigieren.

Dieses Menschenbild war zivilisatorisch verständlich und demokratisch wertvoll. Ohne den 
Glauben an Autonomie, Bildung und Mündigkeit ist Demokratie nicht denkbar. Aber als 
vollständige Beschreibung des Menschen reicht es nicht. Menschen sind nicht nur 
Informationsverarbeiter. Sie sind affektive, soziale, körperliche, evolutionär geprägte, verletzliche 
und kontextabhängige Wesen.

Daraus folgt: Wertevermittlung allein genügt nicht. Ein Mensch kann Menschenrechte bejahen und 
dennoch im konkreten Kontakt dehumanisieren. Liya Yu beschreibt die Dissonanz, dass Menschen 
schöne Dinge über Menschenrechte, Inklusion und liberale Ordnung sagen können, andere aber im 
zwischenmenschlichen Umgang nicht humanisieren; sie verweist sogar darauf, dass hochrangige 
Nazis über Goethe, Philosophie und Wagner sprechen und zugleich Vernichtungsideologien 
vertreten konnten.

Das ist für die politische Bildung schmerzhaft. Es bedeutet: Ein Bildungssystem, das vor allem 
richtige Sätze vermittelt, kann trotzdem versagen, wenn es keine Erfahrungsräume schafft, in denen 
Humanisierung, Perspektivwechsel, Selbststeuerung, Konfliktfähigkeit und Antwortverantwortung 
eingeübt werden.

Demokratie braucht nicht nur informierte Köpfe. Sie braucht Menschen, deren Affekt-, 
Wahrnehmungs- und Beziehungssysteme demokratische Praxis tragen können.

III. Die wissenschaftliche Tiefenstruktur: Wirklichkeit wird 
gebaut, nicht bloß wahrgenommen
Die herangezogenen Bücher laufen in einem gemeinsamen Muster zusammen: Sie widerlegen die 
naive Vorstellung, Wirklichkeit sei einfach gegeben und müsse nur richtig beschrieben werden.

Berger und Luckmann zeigen, dass Gesellschaft als objektive und subjektive Wirklichkeit 
verstanden werden muss. Gesellschaft entsteht in einem dialektischen Prozess aus Externalisierung, 
Objektivation und Internalisierung; in Gesellschaft zu sein heißt, an dieser Dialektik teilzuhaben. 
Menschen werden nicht als fertige Gesellschaftsmitglieder geboren, sondern müssen in 
gesellschaftliche Wirklichkeit eingeführt werden; Internalisierung bedeutet, objektive Vorgänge 
subjektiv sinnhaft werden zu lassen.



Damit wird öffentliche Meinungsbildung zu etwas viel Tieferem als PR. Öffentliche Meinung ist 
nicht nur die Summe von Einstellungen, die man durch Kommunikation beeinflusst. Sie ist ein Teil 
gesellschaftlicher Wirklichkeitskonstruktion. Institutionen, Medien, Schule, Sprache, Rituale, 
Beteiligungserfahrungen und Antwortverhältnisse prägen, was Menschen überhaupt als wirklich, 
relevant, möglich und wirksam erleben.

Lorenz und Riedl vertiefen diese Einsicht biologisch. Lorenz beschreibt in Die Rückseite des 
Spiegels Leben als Erkenntnisvorgang, Anpassung als Wissenserwerb und Rückkopplung von 
Energie- und Informationsgewinn. Später behandelt er Nachahmung, Tradition, Kultur als lebendes 
System, Identitätsfindung und das Neuerungsstreben der Jugend. Riedl verbindet 
Systembedingungen der Evolution mit einer evolutionären Theorie der Erkenntnis und beschreibt 
die Denkordnung als Selektionsprodukt an der Naturordnung.

Das heißt: Auch unser Denken ist nicht frei schwebend. Es ist ein Anpassungsapparat. Es hat 
Stärken, aber auch blinde Flecken. Es kann in bestimmten Kontexten hervorragend funktionieren 
und in anderen systematisch versagen.

Die Konsequenz für Politik, Schule und Internet ist radikal: Wir dürfen nicht länger so tun, als sei 
Demokratie nur eine Frage richtiger Inhalte. Demokratie ist eine Frage richtig gebauter 
Lernkontexte.

IV. Watzlawick: Das alte Modell unterschätzt Rückkopplung
Watzlawick, Beavin und Jackson führen aus dem Sender-Empfänger-Modell heraus. Schon das 
Inhaltsverzeichnis von Menschliche Kommunikation zeigt die entscheidenden Themen: Information 
und Rückkopplung, Metakommunikation, Kreisförmigkeit der Kommunikationsabläufe, die 
Unmöglichkeit, nicht zu kommunizieren, Inhalts- und Beziehungsaspekte, Interpunktion von 
Ereignisfolgen, digitale und analoge Kommunikation sowie symmetrische Eskalationen.

Für die Agenda 21 demokratischer Kulturbildung ist besonders wichtig: Eine Institution kann nicht 
nicht kommunizieren. Auch Nichtantwort ist Antwort. Auch symbolische Beteiligung ist 
Kommunikation. Auch ein Unterricht, der Jugendliche nur prüft, sendet eine Botschaft. Auch ein 
Ministerium, das Jugendfeedback entgegennimmt und dann monatelang schweigt, kommuniziert: 
Ihr seid nicht zuständig. Eure Wahrnehmung zählt nur begrenzt.

Watzlawick beschreibt die Unmöglichkeit, nicht zu kommunizieren als mehr als nur theoretisches 
Problem: Selbst Schweigen, Absonderung oder Vermeidung von Kommunikation bleiben 
kommunikativ.

Übertragen auf öffentliche Meinungsbildung bedeutet das: Die Beziehungsebene ist politisch 
entscheidend. Es reicht nicht, ob eine Botschaft inhaltlich richtig ist. Entscheidend ist, welche 
Beziehung sie stiftet. Spricht Politik mit Bürgerinnen und Bürgern als Zielgruppen oder als 
Mitträgern öffentlicher Wirklichkeit? Spricht Schule mit Jugendlichen als Prüfobjekten oder als 
werdenden Mitgestaltenden? Spricht das Internet mit Nutzern als Datenlieferanten oder als Bürgern 
einer digitalen Öffentlichkeit?

Das alte PR-Modell sieht vor allem Inhalt. Die demokratische Kulturfrage liegt aber auf der 
Beziehungsebene.



V. Bohm: Demokratie braucht Dialog, nicht nur Diskussion
David Bohm hilft, den Unterschied zwischen Debatte, Diskussion und Dialog zu verstehen. Er 
beschreibt Dialog als freien Sinnfluss zwischen Menschen, durch den in einer Gruppe neues 
Verständnis entstehen kann; dieser geteilte Sinn sei der „Leim“ oder „Zement“, der Menschen und 
Gesellschaften zusammenhält. Diskussion dagegen beschreibt er als Zerteilen, Zerlegen, als 
Pingpong-Spiel von Meinungen, in dem es häufig ums Gewinnen geht.

Das trifft den Kern der gegenwärtigen Öffentlichkeit. Viele politische Formate sind Diskussionen 
im Bohm’schen Sinn: Positionen werden gegeneinander geschlagen, Statements gesetzt, Fehler 
gesucht, Lager stabilisiert. Digitale Plattformen verstärken diese Struktur: Wer zuspitzt, gewinnt 
Aufmerksamkeit. Wer differenziert, verliert Reichweite. Wer eine Gruppe mobilisiert, bekommt 
Resonanz. Wer gemeinsam sucht, wirkt langsam.

Eine demokratische Agenda 21 muss deshalb Dialog nicht als nette Gesprächskultur, sondern als 
Infrastrukturfrage begreifen. Dialog entsteht nicht durch Appell. Er entsteht durch Zeit, Sicherheit, 
Moderation, Verbindlichkeit, geteilte Problemdefinition, Rückkopplung und echte Folgen. Bohm 
betont, dass Dialog Urteile und Annahmen kollektiv lockern kann und dass gesellschaftliche 
Transformation auf kollektiver Ebene vom Dialog abhängt.

Das ist exakt die Leerstelle zwischen Politik, Schule und Internet. Politik diskutiert oft unter 
Zeitdruck. Schule diskutiert oft folgenlos. Das Internet diskutiert oft ohne Dämpfung. PSI-21 muss 
daher als institutioneller Dialograum verstanden werden: nicht als Plattform für Meinungen, 
sondern als Struktur, in der gemeinsame Wirklichkeitsprüfung möglich wird.

VI. Julius Kuhls PSI-Theorie: Die „Denk-Apps“ werden 
affektiv angesteuert
Julius Kuhls PSI-Theorie liefert eine besonders hilfreiche Brücke zwischen individueller 
Psychologie und institutioneller Kultur. In einer politischen Sprache kann man ihre 
Funktionssysteme als unterschiedliche „Denk-Apps“ beschreiben. Diese Apps sind nicht beliebig 
aktiv. Sie werden durch Affekte, Stimmungen und Kontextbedingungen angesteuert.

Die PSI-Theorie unterscheidet unter anderem eine Ratgeberfunktion, eine Planungsfunktion, eine 
Ausführungsfunktion und eine Prüffunktion. Die Ratgeberfunktion, das Extensionsgedächtnis, 
enthält Lebenserfahrung, Bedürfnisse und das soziale Umfeld und ermöglicht kreative, sinnvolle 
und emotional befriedigende Handlungsweisen. Die Planungsfunktion hält schwierige Absichten bis 
zur Umsetzung verfügbar. Die Ausführungsfunktion steuert Routinen und Umsetzung. Die 
Prüffunktion erkennt Fehler und Misserfolge und ist Grundlage für Lernen und 
Persönlichkeitsentwicklung.

Entscheidend ist: Diese Systeme hängen mit Affektlagen zusammen. Die Ratgeberfunktion ist aktiv 
in entspannt-gelassener Stimmung, die Planungsfunktion in sachlich-nüchterner Stimmung, die 
Ausführungsfunktion in positiv-freudiger Stimmung und die Prüffunktion in vorsichtig-ernster 
Stimmung. Affekt wirkt dabei beidseitig: Stimmung aktiviert Systeme, und Systeme können durch 



Stimmung aktiviert werden. Wenn Menschen ihren Stimmungen ausgeliefert sind, „machen auch 
die Funktionssysteme mit uns, was sie wollen“.

Hier liegt eine zentrale Erklärung für das Scheitern alter Kulturmuster. PR-Logiken, Schulstress, 
digitale Empörung und politische Dauerkrise aktivieren bestimmte Denk-Apps immer wieder: die 
Prüffunktion sucht Fehler, die Ausführungsfunktion läuft in Routinen, die Planungsfunktion 
versucht Kontrolle zu behalten, während das kreative, integrierende, sinnstiftende 
Extensionsgedächtnis unter Stress schwerer zugänglich wird.

So führen sich Systeme selbst ad absurdum:

Je weniger Vertrauen vorhanden ist, desto stärker setzen Institutionen auf Kontrolle.
Je stärker sie kontrollieren, desto weniger Vertrauen entsteht.
Je weniger Jugendliche Wirksamkeit erfahren, desto stärker ziehen sie sich zurück oder suchen 
Ersatzresonanz.
Je stärker der Rückzug, desto mehr reagiert Politik mit Kampagnen.
Je mehr Kampagnen, desto weniger echte Rückkopplung.
Je weniger Rückkopplung, desto mehr Ohnmacht.
Je mehr Ohnmacht, desto mehr Stress.
Je mehr Stress, desto schlechter lernen Institutionen.

Kuhl liefert aber auch die konstruktive Perspektive. Gelingt Affektregulation, stehen die 
Funktionssysteme den eigenen Wünschen und Bedürfnissen zur Verfügung; 
Selbststeuerungskompetenzen können erworben und trainiert werden, sodass Menschen nicht bloß 
Opfer der Umstände bleiben, sondern Gestaltende ihres Lebens werden können. Motive bilden sich 
durch Erfahrungen heraus, und neue Erfahrungen sowie Umwelten verändern die Bedürfnis- und 
Motivlandschaft eines Menschen allmählich.

Das ist der Anschluss zur Jugendphase: Offene kulturbildende Sozialisation bedeutet nicht, 
Jugendliche mit Werten zu füllen. Sie bedeutet, Erfahrungsräume zu bauen, in denen 
Selbststeuerung, Affektregulation, Perspektivwechsel, Verantwortung und Wirksamkeit praktisch 
entstehen können.

VII. Neuropolitik: Werte reichen nicht, wenn Humanisierung 
nicht gelingt
Liya Yu ergänzt Kuhls Perspektive um eine politische Neurowissenschaft der Humanisierung und 
Dehumanisierung. Sie weist darauf hin, dass unsere Gehirne Realität kulturübergreifend in In-
Groups und Out-Groups einteilen und dass im fünften Lebensjahr bereits Infrahumanisierung 
verankert sein kann: der eigenen Gruppe werden komplexere Emotionen zugeschrieben als der 
Fremdgruppe.

Noch schärfer: Bei Dehumanisierung wird der mediale präfrontale Cortex, also ein Bereich, der für 
Mentalisierung wichtig ist, heruntergefahren; dann werden andere Menschen politisch und sozial 
leichter übersehen, härter beurteilt oder aggressiver behandelt.

Für die Agenda 21 heißt das: Demokratie darf Humanisierung nicht dem Zufall überlassen. Eine 
liberale Ordnung kann nicht davon ausgehen, dass Werte, Gesetze und Programme automatisch 



menschliche Begegnung erzeugen. Yu sagt zugespitzt, wir hätten uns nach Zweitem Weltkrieg und 
Kaltem Krieg zu sehr darauf verlassen, dass ein Wertediskurs ausreiche; heute bestehe die 
Hauptstrategie oft aus Wertebekenntnis und Shaming, doch dieser moralische Zugang reiche nicht 
mehr weit genug, weil Empathie begrenzt sei.

Das ist kein Argument gegen Werte. Es ist ein Argument dafür, Werte zu verkörpern. Freiheit, 
Gleichheit, Pluralismus, Menschenwürde und Solidarität müssen in Erfahrungsstrukturen übersetzt 
werden. Jugendliche müssen nicht nur hören, dass Menschenwürde gilt. Sie müssen wiederholt 
erleben, wie Wahrnehmungen, Verletzungen, Konflikte und Interessen so bearbeitet werden können, 
dass Humanisierung nicht zusammenbricht.

VIII. Harari und KI: Die alte PR-Logik wird durch KI 
gefährlich beschleunigt
Yuval Noah Harari verschärft die Diagnose. KI ist für ihn nicht einfach ein Werkzeug, sondern ein 
Akteur: Sie kann selbst Entscheidungen treffen, lernen, Neues hervorbringen und sich auf eine 
Weise verändern, die ihre Schöpfer nicht vorhersehen.

Noch wichtiger ist Hararis Hinweis auf Sprache, Bürokratie und Vertrauen. Menschliche 
Kooperation in großem Maßstab beruht auf Vertrauen, Vertrauen wird durch Bürokratien 
aufrechterhalten, und Bürokratie besteht letztlich aus Worten: Formularen, Briefen, Gesetzbüchern, 
Steuerregistern, Buchhaltungsbüchern und heiligen Schriften. Der Betriebscode der menschlichen 
Zivilisation besteht aus Sprach-Tokens. Wenn KI Sprache versteht und verarbeitet, dann hackt sie 
nicht nur Kommunikation. Sie hackt den Code der Zivilisation.

Das alte PR-Modell wird dadurch nicht einfach abgelöst. Es wird automatisiert, personalisiert und 
radikalisiert. Social-Media-Algorithmen wurden mit dem Ziel der Nutzerbindung beauftragt; sie 
lernten, Aufmerksamkeit zu fesseln, indem sie Hass, Angst oder Gier ansprechen, und verbreiteten 
solche Affekte in der Informationssphäre.

Das ist die dunkle Seite des Sender-Empfänger-Modells im KI-Zeitalter: Der Sender ist nicht mehr 
eine Pressestelle, sondern ein lernender algorithmischer Akteur. Der Empfänger ist nicht mehr eine 
anonyme Öffentlichkeit, sondern ein psychologisch profilierter Mensch. Die Botschaft ist nicht 
mehr eine allgemeine Information, sondern eine affektiv optimierte Intervention. Und die 
Rückmeldung ist nicht mehr demokratische Antwort, sondern datenökonomisches 
Optimierungssignal.

Harari beschreibt zudem, dass sich die Frontlinie von Aufmerksamkeit zu Intimität verschiebt: 
ausgefeiltere KIs könnten intime Beziehungen mit Menschen aufbauen und soziale Systeme 
teilweise übernehmen. Für Kinder und Jugendliche, die mit KI aufwachsen, könnten KI-
Beziehungen früh prägende Beziehungserwartungen formen.

Damit wird die demokratische Aufgabe dringlicher: Wenn KI in Sprache, Bürokratie, Beziehung 
und Selbstdeutung eindringt, müssen Politik, Schule und Internet Räume schaffen, in denen 
menschliche Antwort, echte Beziehung, gemeinsame Wirklichkeitsprüfung und demokratische 
Selbstwirksamkeit strukturell gesichert werden.



IX. Pubertät als kulturelles Updatefenster
Die ersten beiden Teile haben die moderne Revision des Jugendbildes bereits entfaltet. Der 
Buchentwurf Kairos kontra Krise fasst sie politisch: Besonders in der Pubertät entscheidet sich, wie 
eine Generation mit Unsicherheit, Konflikt und Verantwortung umgeht. Die Phase ist 
neurobiologisch von hoher Plastizität, synaptischen Umbauten, Pruning und Myelinisierung 
geprägt; psychologisch und sozial zeigt sie sich als Entkopplung von bisherigen Bindungen und 
intensive Suche nach Sinn, Zugehörigkeit und Wirksamkeit.

Der Entwurf beschreibt Pubertät nicht nur als Prägefenster, sondern als Bindungsfenster: Alte 
Plausibilitäten verlieren Selbstverständlichkeit, neue Orientierungen werden empfänglich. Genau 
hier liege der kulturelle Kairos. Gesellschaften können diese Suchbewegung in gemeinsame Lern- 
und Verantwortungsräume übersetzen — oder sie einem Vakuum überlassen, in dem Zugehörigkeit 
über Abwertung, Eskalation, zynische Distanz oder autoritäre Versprechen organisiert wird.

Das ist der zentrale Drehpunkt der Agenda 21. Jugendliche dürfen nicht mehr nur als spätere 
Bürgerinnen und Bürger behandelt werden. Sie sind nicht nur Zielgruppe von Bildungspolitik, 
Jugendschutz oder Medienkompetenz. Sie sind die Kohorte, in der eine Gesellschaft ihren 
kulturellen Code aktualisiert.

Das bedeutet nicht, Jugendliche zu romantisieren. Sie brauchen Schutz, Wissen, erwachsene 
Ressourcen, rechtliche Rahmen, Fehlerfreundlichkeit und Grenzen. Aber sie brauchen eben auch 
echte Verantwortung. Nicht symbolisch. Nicht gelegentlich. Nicht als Projektwoche. Sondern 
institutionell wiederkehrend.

X. Die neue Grundformel: Von der Sendung zur 
Rückkopplung
Die alte Formel lautet:

Institution → Botschaft → Zielgruppe → Reaktion

Die neue demokratische Formel muss lauten:

Wahrnehmung → gemeinsame Prüfung → institutionelle Antwort → öffentliche 
Rückkopplung → erneuerte Praxis

Das ist der Unterschied zwischen PR und Kulturbildung. PR optimiert die Wirkung einer Botschaft. 
Kulturbildung organisiert die Bedingungen, unter denen eine Gesellschaft lernfähig bleibt.

PSI-21 bietet dafür die zentrale Architektur. Der Buchentwurf beschreibt PSI-21 als kulturelle 
Infrastruktur, die Politik, Schule und Internet koppelt: Schule als Kohorten- und Lernraum, Politik 
als Zuständigkeits- und Entscheidungsraum, Internet als dokumentierender Kommunikationsraum, 
in dem Transparenz, Öffentlichkeit und Anschluss entstehen.

Das Neue ist nicht „mehr Beteiligung“ im Sinne von mehr Meinungen. Neu ist die Form: PSI-21 ist 
wiederkehrend, transparent und rückgekoppelt. Dadurch soll verhindert werden, dass Jugend nur 
symbolisch mitreden darf, ohne dass etwas zurückkommt.

Damit wird PSI-21 zur institutionellen Antwort auf alle genannten Theorieebenen:



Berger/Luckmann: Wirklichkeit wird sozial konstruiert und internalisiert.
Watzlawick: Kommunikation ist unausweichlich und rückgekoppelt.
Bohm: Gemeinsamer Sinn entsteht durch Dialog, nicht Meinungskampf.
Lorenz/Riedl: Erkennen ist Anpassung, Kultur ein lebendes Lernsystem.
Kuhl: Denken wird affektiv gesteuert, Selbststeuerung braucht Erfahrungsräume.
Liya Yu: Werte reichen nicht, wenn Humanisierung nicht praktisch gelingt.
Harari: KI dringt in Sprache, Bürokratie, Aufmerksamkeit und Intimität ein.

PSI-21 ist der Versuch, daraus eine Form zu machen.

XI. Agenda 21: Handlungskonzept für Politik, 
Schule und Internet

1. Leitprinzipien

1. Antwort statt Ansprache

Politik darf Jugendliche nicht nur adressieren, informieren oder konsultieren. Sie muss antworten. 
Antwort bedeutet: Eine Wahrnehmung wird nicht bloß entgegengenommen, sondern in einem 
zuständigen Verfahren geprüft, begründet, dokumentiert und rückgekoppelt.

2. Wirklichkeit statt Botschaft

Öffentliche Meinungsbildung darf nicht länger als Botschaftstransport verstanden werden. Sie muss 
als gemeinsame Wirklichkeitsprüfung organisiert werden: Was erleben Jugendliche? Welche 
Probleme werden sichtbar? Welche Daten stützen das? Welche Interessen stehen im Konflikt? 
Welche Zuständigkeiten bestehen? Welche Entscheidungen sind möglich?

3. Dialog statt Dauerstress

Demokratie braucht institutionelle Bedingungen, die den Dialog-Modus wahrscheinlicher machen 
als den Stress-Modus. Der Buchentwurf benennt dafür strukturelle Hebel: Zeitlogiken, 
Bewertungsmechanismen und Verantwortungsarchitekturen prägen, ob Vorsorge als Verzögerung, 
Beteiligung als Risiko und Lernen als Schwäche erscheint — oder ob Dialog möglich wird.

4. Jugend als Kohorte, nicht nur als Individuum

Kultur bildet sich nicht nur in Einzelbiografien, sondern in Kohorten. Deshalb muss 
Jugendbeteiligung altersgestaffelt, wiederkehrend und kollektiv organisiert sein. Die einzelne 
Stimme ist wichtig, aber demokratische Kulturbildung braucht wiederkehrende 
Jahrgangserfahrungen.



5. Internet als Commons, nicht als Reichweitenmaschine

Das Internet darf in PSI-21 nicht bloß Kanal für Content sein. Es muss ein geschützter öffentlicher 
Lernraum werden: transparent, moderiert, datensparsam, barrierefrei, nachvollziehbar, gegen 
Beschämung und algorithmische Eskalation geschützt.

6. KI als Werkzeug, nicht als demokratisches Gegenüber

KI kann ordnen, dokumentieren, übersetzen, vergleichen, strukturieren und Wissen zugänglich 
machen. Sie darf aber nicht die menschliche Antwortpflicht ersetzen. Anerkennung entsteht nicht 
aus Simulation, sondern aus verantworteter Antwort.

2. Institutionelle Übersetzung für die Politik
Die Sprache der Politik verlangt Zuständigkeit, Legitimation, Verfahren, Fristen, Ressourcen und 
Rechenschaft. Deshalb muss PSI-21 politisch nicht als „Projekt“, sondern als öffentliche 
Infrastruktur demokratischer Grundversorgung formuliert werden.

Politik muss vier Entscheidungen treffen:

Erstens braucht es eine Rückkopplungspflicht. Beteiligung ohne Antwort erzeugt Ohnmacht. 
Rückkopplung heißt: Jede offiziell eingebrachte Jugendfrage erhält eine zuständige, begründete 
Antwort innerhalb definierter Fristen.

Zweitens braucht es eine jugendeigene Öffentlichkeit. Der Buchentwurf formuliert diese als 
öffentliches Gut, vergleichbar mit Bildung, Rundfunk oder Mitspracherechten in 
Planungsverfahren. Sie soll Erfahrungsraum, Brückenraum und Resonanzraum sein: politisches 
Lernen durch Erleben, Schnittstelle zu Politik und Verwaltung sowie transparente Veröffentlichung 
und Austausch.

Drittens braucht es altersgestaffelte politische Ebenen. Kommunale Themen für jüngere 
Jugendliche, Landespolitik für mittlere Jahrgänge, Bundes- und europäische Themen für ältere 
Jugendliche. PSI-21 setzt laut Entwurf darauf, dass politische Komplexität nur dann Lernen fördert, 
wenn sie zur Entwicklungsphase passt.

Viertens braucht es Budget- und Umsetzungspfade. Ohne Ressourcen bleibt Beteiligung 
symbolisch. Politik muss definieren, welche Vorschläge in Verwaltung, Ausschüsse, Haushalte, 
Schulentwicklungsplanung, Jugendhilfeplanung, Klimaanpassung, Digitalpolitik oder 
Gesetzgebung überführt werden können.

Politisch gesprochen lautet der Zweckartikel:

Eine demokratische Ordnung muss die Bedingungen schaffen, unter denen Jugendliche regelmäßig, 
altersgerecht und wirksam an der Gestaltung jener öffentlichen Angelegenheiten mitwirken können, 
die ihre Gegenwart und Zukunft betreffen. Der Buchentwurf schlägt dafür bereits eine gesetzliche 
Formulierung vor: Eine jugendeigene Öffentlichkeit als Teil demokratischer Grundversorgung, mit 
digitalen und analogen Räumen, regelmäßigen entwicklungspsychologisch abgestimmten Formaten 
sowie Prinzipien wie Statusgleichheit, Kooperation, Transparenz und Rückkopplung.



3. Institutionelle Übersetzung für die Schule
Die Sprache der Schule verlangt Bildungsziele, Kompetenzen, Lernsettings, Schutzauftrag, 
Curricula, Leistungsbewertung und pädagogische Verantwortung. PSI-21 darf deshalb nicht als 
Zusatzlast erscheinen, sondern als Antwort auf eine ohnehin bestehende pädagogische Leerstelle.

Schule vermittelt heute viel Wissen über Demokratie. Aber der Buchentwurf bringt das 
Kernproblem auf den Punkt: Demokratie wird gelehrt, aber nicht verlässlich erfahren. In 
Krisenzeiten steigt der Stress-Modus: schneller urteilen, stärker vereinfachen, härter abwerten, 
weniger zuhören. Demokratie geht nicht zuerst an Paragraphen verloren, sondern an 
Kommunikationsformen; wenn Respekt, Zuhören, gemeinsame Wirklichkeitsprüfung und 
tragfähige Konfliktbearbeitung verschwinden, bleibt Demokratie formal bestehen, verliert aber ihre 
innere Bindung.

Für Schule bedeutet das:

Politische Bildung muss von Wertevermittlung zu Wertbildung werden.
Medienbildung muss von Nutzungskompetenz zu Kontextkompetenz werden.
Demokratiebildung muss von Planspiel zu Antwortverfahren werden.
Persönlichkeitsbildung muss von Selbstoptimierung zu Selbststeuerung und Humanisierung 
werden.

Im schulischen Rahmen sollte PSI-21 als Kohortenprozess organisiert werden. Jeder Jahrgang 
durchläuft regelmäßig Phasen: Wahrnehmung sammeln, Thema wählen, Wissen erschließen, 
Konflikte verstehen, Fragen formulieren, politische Zuständigkeiten klären, öffentliche Beiträge 
erstellen, Antwort erhalten, Ergebnisse reflektieren.

Die Rolle von Lehrkräften verändert sich. Sie sind nicht nur Stoffvermittler, sondern 
Rahmenschützer, Moderatoren, Übersetzer, Konfliktdämpfer und Lernprozessbegleiter. Erwachsene 
behalten Verantwortung, aber sie monopolisieren nicht mehr die Themenrelevanz. Sie helfen 
Jugendlichen, aus Irritation eine bearbeitbare Frage zu machen.

Schule wird dadurch nicht parteipolitisch. Im Gegenteil: Gerade weil der Beutelsbacher Grundsatz 
der Nichtüberwältigung gilt, braucht es offene, kontroverse und verfahrensgesicherte Räume. 
Jugendliche sollen nicht lernen, was sie denken sollen. Sie sollen lernen, wie Wahrnehmungen 
entstehen, wie Affekte sie steuern, wie Konflikte geprüft werden und wie demokratische Antwort 
eingefordert wird.

4. Institutionelle Übersetzung für das Internet
Die Sprache des Internets ist geprägt von Plattformen, Schnittstellen, Daten, Moderation, 
Sichtbarkeit, Transparenz, Nutzerrechten, Datenschutz, algorithmischer Steuerung und digitaler 
Öffentlichkeit. PSI-21 muss deshalb nicht nur analog gedacht werden. Es braucht eine digitale 
Architektur, die bewusst anders funktioniert als kommerzielle Plattformen.

Der Buchentwurf beschreibt einen geschützten, medienähnlichen öffentlichen Raum, der weder 
Klassenzimmer noch klassische Öffentlichkeit, weder Bühne noch Show ist. Er soll Beiträge 
dokumentieren, Rückmeldungen sichtbar machen und Lernprozesse nachvollziehbar halten; 
populistische Zuspitzung und pädagogische Entschärfung sollen keinen Vorrang erhalten.



Das Internetmodul von PSI-21 muss deshalb fünf Eigenschaften haben:

Es muss dokumentieren, nicht nur veröffentlichen.
Es muss moderieren, nicht nur skalieren.
Es muss verlangsamen, nicht nur beschleunigen.
Es muss begründen, nicht nur bewerten.
Es muss rückkoppeln, nicht nur Feedback sammeln.

Technisch heißt das:

Keine dominierende Like-Logik.
Keine algorithmische Verstärkung von Empörung.
Klare Moderations- und Schutzstandards.
Datensparsamkeit und Zweckbindung.
Öffentliche Nachvollziehbarkeit politischer Antworten.
Barrierefreiheit.
Transparente Archivierung.
KI nur als Assistenzsystem für Ordnung, Zusammenfassung, Übersetzung und Vergleich — nicht 
als Ersatz für menschliche Verantwortung.

Das digitale Ziel ist nicht Reichweite, sondern Anschlussfähigkeit. Ein Beitrag soll nicht viral gehen 
müssen, um politisch relevant zu sein. Relevanz entsteht durch Verfahren, nicht durch Klickzahlen.

5. Der PSI-21-Zyklus als praktisches Verfahren
Eine Agenda 21 braucht eine wiederholbare Grundform. Der PSI-21-Zyklus könnte so aussehen:

Phase 1: Wahrnehmung sammeln
Jugendliche benennen, was sie in ihrer Lebenswelt als relevant erleben: Schulstress, Mobilität, 
Hitze, Rassismus, digitale Gewalt, Einsamkeit, Zukunftsangst, KI, Berufsorientierung, 
Kriegssorgen, Wohnraum, lokale Infrastruktur.

Phase 2: Thema demokratisch wählen
Die Kohorte entscheidet nicht beliebig, sondern in einem moderierten Verfahren. 
Minderheitenperspektiven müssen sichtbar bleiben.

Phase 3: Wirklichkeit prüfen
Erfahrungen werden mit Daten, Expertenwissen, Verwaltungsperspektiven und 
Betroffenenberichten verbunden. Hier entsteht Medien- und Wissenschaftskompetenz nicht 
abstrakt, sondern problembezogen.

Phase 4: Fragen formulieren
Jugendliche lernen, aus Affekt, Ärger oder Ohnmacht bearbeitbare politische Fragen zu machen.

Phase 5: Zuständigkeit klären
Kommunal, Land, Bund, EU, Schule, Verwaltung, Zivilgesellschaft oder Wirtschaft: Wer kann 
tatsächlich handeln?



Phase 6: Öffentliche Einbringung
Die Fragen und Vorschläge werden in einem geschützten digitalen Raum dokumentiert und 
öffentlich zugänglich gemacht.

Phase 7: Antwortpflicht auslösen
Zuständige Stellen antworten innerhalb festgelegter Fristen: Was ist möglich? Was nicht? Warum? 
Was wird geprüft? Welche Entscheidung folgt?

Phase 8: Umsetzung oder Social Prototyping
Wo möglich, werden Vorschläge in kleinen, risikoarmen Realexperimenten getestet: 
Schulhofbegrünung, lokale Hitzeschutzpläne, Jugendorte, digitale Moderationsräume, 
Beteiligungsbudgets, Mobilitätsprojekte, Krisenvorsorge.

Phase 9: Reflexion und Affektintegration
Die Kohorte reflektiert nicht nur Ergebnisse, sondern auch den Prozess: Wo entstand Stress? Wo 
Dialog? Wo Beschämung? Wo Humanisierung? Welche Denk-Apps waren aktiv? Was wurde 
gelernt?

Phase 10: Archiv und Transfer
Ergebnisse bleiben sichtbar, sodass nächste Jahrgänge darauf aufbauen können. So entsteht 
kulturelles Gedächtnis.

6. Von Social Prototyping zu demokratischer Resilienz
Kairos kontra Krise beschreibt Daseinsvorsorge als möglichen Erprobungsraum gesellschaftlicher 
Lernprozesse. Kommunen, Schulen, Quartiere und öffentliche Einrichtungen bieten realitätsnahe, 
überschaubare, politisch legitimierte und rückkoppelbare Bedingungen. Social Prototyping bedeutet 
reale Erfahrung unter begrenztem Risiko: Entscheidungen haben Konsequenzen, Fehler werden 
ausgewertet, Erfolge strukturell verankert.

Das ist für Krisen- und Kriegszeiten entscheidend. Resilienz entsteht nicht erst im Ernstfall. Sie 
entsteht durch eingeübte Muster vorher: Vertrauen, Zuständigkeit, Selbstwirksamkeit, 
Konfliktfähigkeit, lokale Vernetzung, digitale Urteilskraft, Humanisierung unter Stress und die 
Erfahrung, dass Institutionen antworten.

Eine Gesellschaft, die nur in militärische Aufrüstung investiert, aber keine zivile demokratische 
Lerninfrastruktur aufbaut, bleibt innerlich verwundbar. Hybride Bedrohungen zielen nicht nur auf 
Grenzen und Infrastruktur, sondern auf Vertrauen, Wirklichkeitskontakt, Zugehörigkeit und 
Entscheidungsfähigkeit. PSI-21 wäre deshalb keine weiche Ergänzung, sondern zivile 
Resilienzpolitik.

7. Rechtliche und organisatorische Verankerung
Eine Agenda 21 darf nicht von einzelnen engagierten Schulen oder Kommunen abhängen. Sie 
braucht eine rechtliche und organisatorische Grundform.



Der Buchentwurf nennt zentrale Elemente: Beteiligungsrechte, mediale Jugendräte, 
Zukunftswerkstätten, schulische Redaktionen, digitale Moderationsräume, Rückmeldepflicht 
staatlicher Stellen, Jugendmedienschutz, Moderations- und Inklusionsstandards, Stress- und Muße-
Elemente, Finanzierung sowie Berichtspflichten.

Daraus ergeben sich folgende institutionelle Bausteine:

Bundes- oder Landesrahmengesetz: schafft Anspruch auf mindestens einen vollwertigen PSI-21-
Zyklus in der Sekundarstufe und verpflichtet zuständige politische Ebenen zur Antwort.

Kommunale Umsetzungsstellen: verbinden Schulen, Jugendhilfe, Verwaltung, lokale Politik und 
zivilgesellschaftliche Akteure.

Jugendeigene digitale Öffentlichkeit: öffentlich-rechtlich oder gemeinnützig organisiert, 
unabhängig von kommerzieller Plattformlogik.

Ausbildung für Moderation: Lehrkräfte, Sozialarbeiter, Jugendparlamente, Verwaltung und 
politische Akteure werden in Dialogführung, Affektregulation, Dehumanisierungsprävention und 
digitaler Moderation geschult.

Evaluation: Nicht nur Output zählt, sondern Wirkungen auf Selbstwirksamkeit, Vertrauen, 
Dialogfähigkeit, politische Antwortqualität, Umsetzungspfade und Resilienz.

Finanzierung: Teil der demokratischen Daseinsvorsorge, nicht freiwillige Projektförderung.

8. Qualitätskriterien
Damit PSI-21 nicht selbst zur Symbolbeteiligung wird, braucht es klare Kriterien:

Verbindlichkeit: Jede eingebrachte Frage erhält eine Antwort.
Transparenz: Verfahren, Zuständigkeiten und Antworten sind öffentlich nachvollziehbar.
Altersangemessenheit: Komplexität wächst mit Entwicklungsphase.
Kontroversität: Politische Konflikte werden nicht pädagogisch geglättet.
Schutz: Keine Beschämung, kein digitaler Pranger, keine Überforderung.
Wirksamkeit: Mindestens ein Teil der Vorschläge muss reale Umsetzungspfade erreichen.
Fehlerfreundlichkeit: Scheitern wird ausgewertet, nicht skandalisiert.
Humanisierung: Unterschiedliche Gruppen werden facettenreich sichtbar.
Affektregulation: Stress, Angst, Wut und Ohnmacht werden nicht verdrängt, sondern bearbeitet.
KI-Begrenzung: KI unterstützt Verfahren, ersetzt aber keine menschliche Antwort.

9. Politische Sprache: Was entschieden werden muss
Für politische Entscheidungsträger lässt sich die Agenda so zusammenfassen:

Deutschland und Europa brauchen eine jugendeigene öffentliche Infrastruktur, die demokratische 
Selbstwirksamkeit, politische Rückkopplung und digitale Urteilskraft systematisch in der Pubertät 
verankert. Ziel ist nicht zusätzliche Beteiligungssymbolik, sondern eine verlässliche, rechtlich 
anschlussfähige und skalierbare Struktur zur Stärkung demokratischer Resilienz.



Kurzform politischer Beschlusslogik:

1. Einrichtung einer jugendeigenen Öffentlichkeit als Teil demokratischer Grundversorgung.

2. Rechtsanspruch auf regelmäßige altersgerechte Beteiligungszyklen.

3. Rückmeldepflicht staatlicher Stellen.

4. Digitale Commons-Infrastruktur statt kommerzieller Plattformabhängigkeit.

5. Finanzierung als Daseinsvorsorge.

6. Evaluation und jährlicher Bericht an Parlamente.

7. Europäische Anschlussfähigkeit durch kommunale, Landes-, Bundes- und EU-Ebenen.

10. Schulsprache: Was gelernt werden soll
Für Schule lässt sich die Agenda so formulieren:

Schülerinnen und Schüler erwerben demokratische Handlungskompetenz, indem sie reale 
gesellschaftliche Fragen altersgerecht bearbeiten, ihre Wahrnehmungen in geprüfte Fragestellungen 
überführen, politische Zuständigkeiten kennenlernen, öffentliche Antworten einfordern und die 
Wirkung ihrer Beiträge reflektieren. Dabei entwickeln sie Selbststeuerung, Affektregulation, 
Perspektivwechsel, Medienkompetenz, Konfliktfähigkeit und Verantwortungsbewusstsein.

Kompetenzbereiche:

Wahrnehmungskompetenz: eigene Perspektiven erkennen und prüfen.
Affektkompetenz: Angst, Wut, Scham, Ohnmacht und Zugehörigkeit reflektieren.
Dialogkompetenz: zuhören, widersprechen, fragen, begründen.
Institutionenkompetenz: Zuständigkeiten und Verfahren verstehen.
Medienkompetenz: digitale Verstärkungslogiken erkennen.
Humanisierungskompetenz: Menschen mehrdimensional wahrnehmen.
Wirksamkeitskompetenz: aus Anliegen handlungsfähige Vorschläge machen.

11. Internetsprache: Was gebaut werden muss
Für digitale Infrastruktur lautet die Agenda:

Es braucht eine demokratische Plattformlogik, die nicht auf Nutzerbindung, Affektverstärkung und 
Datenextraktion optimiert ist, sondern auf nachvollziehbare öffentliche Lernprozesse. Das System 
muss Beiträge dokumentieren, Diskurse moderieren, Antworten sichtbar machen, Zuständigkeiten 
verknüpfen, KI-Assistenz transparent einsetzen und Daten nur zweckgebunden verarbeiten.

Funktionen:

Themenräume für Jahrgänge und politische Ebenen.
Fragegeneratoren mit KI-Assistenz, aber menschlicher Redaktion.
Antwortregister für politische Stellen.
Umsetzungsmonitoring für Beschlüsse und Pilotprojekte.



Moderationswerkzeuge gegen Hass, Beschämung und Eskalation.
Transparenzarchiv für spätere Kohorten.
Datenschutz-by-design und keine kommerzielle Profilbildung.
Barrierefreiheit und Mehrsprachigkeit.

XII. Schluss: Agenda 21 als Update des demokratischen 
Betriebssystems
Das alte Sender-Empfänger-Modell der PR hat sich organisatorisch verfestigt, weil es bequem war. 
Es gab Institutionen Kontrolle. Es reduzierte Komplexität. Es machte Öffentlichkeit verwaltbar. 
Aber es passte zu einer Zeit, in der Öffentlichkeit langsamer, Medien linearer und gesellschaftliche 
Milieus stabiler waren.

Diese Zeit ist vorbei.

Heute leben wir in einer hybriden Mensch-KI-Öffentlichkeit, in der Sprache, Bürokratie, 
Beziehung, Aufmerksamkeit und Selbstdeutung technisch mitgeschrieben werden. Die alte PR-
Logik wird dabei nicht harmlos veraltet, sondern gefährlich: Sie wird algorithmisch beschleunigt, 
affektiv optimiert und intim personalisiert.

Demokratie kann darauf nicht mit noch mehr Botschaften reagieren. Sie braucht eine neue Form.

Diese Form ist Rückkopplung.
Diese Form ist Antwort.
Diese Form ist Dialog.
Diese Form ist jugendeigene Öffentlichkeit.
Diese Form ist eine demokratische Infrastruktur für Kulturbildung.

Die Agenda 21 für Politik, Schule und Internet lautet deshalb:

Nicht mehr: Wie erreichen wir Jugendliche?
Sondern: Wie antworten wir ihnen?

Nicht mehr: Wie vermitteln wir Demokratie?
Sondern: Wie machen wir Demokratie verlässlich erfahrbar?

Nicht mehr: Wie nutzen wir das Internet für Reichweite?
Sondern: Wie bauen wir digitale Räume, die demokratische Lernfähigkeit schützen?

Nicht mehr: Wie reparieren wir Krisen?
Sondern: Wie erkennen wir Kairosmomente, bevor sie Krisen werden?

PSI-21 verbindet genau diese Fragen. Es ist kein Ersatz für Schule, Parlament oder Medien. Es ist 
die fehlende Brücke zwischen ihnen. Eine Demokratie, die diese Brücke baut, löst nicht alle 
Probleme. Aber sie hört auf, ihre Jugend nur zu adressieren. Sie beginnt, mit ihr ihre Wirklichkeit zu 
erneuern.



Quellen:

Sozial- und Kommunikationswissenschaften

• Berger/Luckmann: Das Hauptwerk Die gesellschaftliche Konstruktion der 
Wirklichkeit (1966) beschreibt die Entstehung von Wissen. Eine kompakte 
Zusammenfassung der Theorie bietet die Analyse auf SozTheo. [1, 2, 3]

• Paul Watzlawick: Seine Axiome und pragmatischen Ansätze sind im Standardwerk 
Menschliche Kommunikation dokumentiert. Eine Übersicht der Kommunikationsregeln 
bietet die Seite Paul Watzlawick. [1, 2]

• David Bohm: Die von ihm begründete Methode des offenen Perspektivenwechsels wird 
im Buch Der Dialog beschrieben. Hintergrundinformationen liefert das Portal 
Dialogprozess. [1, 2]

Evolution, Gehirn und Verhalten

• Konrad Lorenz & Rupert Riedl: Beide prägten die Evolutionäre Erkenntnistheorie als 
naturgeschichtliche Kritik des Denkens. Ein zentrales Werk dazu ist Evolution und 
Erkenntnis. [1, 2, 3]

• Julius Kuhl: Seine Forschungen zur willentlichen Handlungssteuerung bündeln sich in 
der Persönlichkeits-System-Interaktion (PSI-Theorie). Grundlagen führt das Lehrbuch der 
Persönlichkeitspsychologie aus. [1, 2, 3]

• Liya Yu: Die Neurophilosophin verbindet Gehirnforschung mit politischer Spaltung 
("Neuropolitics"). Einblicke in ihre Arbeit vermittelt ihre offizielle Präsenz Liya Yu. [1, 2]

Gegenwart und Technologie

• Yuval Noah Harari: Die Auswirkungen von Algorithmen auf Informationsnetzwerke 
analysiert er in Nexus: Eine kurze Geschichte der Informationsnetzwerke von der Steinzeit 
bis zur künstlichen Intelligenz. Informationen zum Buch bietet die Verlagsseite bei 
Penguin. [1, 2]

https://elibrary.hogrefe.com/book/10.1026/03046-000?lang=en
https://elibrary.hogrefe.com/book/10.1026/03046-000?lang=en
https://liyayu.com/
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https://www.klett-cotta.de/produkt/der-dialog-9783608988369-t-8713
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https://www.hogrefe.com/de/shop/menschliche-kommunikation-76388.html
https://soztheo.de/soziologie/schluesselwerke-der-soziologie/peter-l-berger-und-thomas-luckmann-die-gesellschaftliche-konstruktion-der-wirklichkeit-1966/
https://de.wikipedia.org/wiki/Die_gesellschaftliche_Konstruktion_der_Wirklichkeit
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https://www.hogrefe.com/de/shop/persoenlichkeitspsychologie-97673.html
https://de.wikipedia.org/wiki/PSI-Theorie_(Kuhl)
https://link.springer.com/article/10.1007/s35834-011-0002-4
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Agenda 21 für demokratische KulturbildungVon PR-Öffentlichkeit zu lernender Öffentlichkeit – ein Erklärungs- und Handlungskonzept für Politik, Schule und InternetPräambel: Das eigentliche Problem ist nicht Informationsmangel, sondern ein veraltetes WirklichkeitsmodellDie moderne Demokratie steckt nicht nur in einer Medienkrise, nicht nur in einer Bildungskrise und nicht nur in einer politischen Vertrauenskrise. Sie steckt tiefer: in einer Krise ihrer kulturellen Wirkmechanismen. Viele Institutionen handeln noch immer so, als entstehe öffentliche Meinung im Wesentlichen dadurch, dass ein Sender eine Botschaft formuliert, diese über geeignete Kanäle an Empfänger verteilt und anschließend Zustimmung, Ablehnung oder Reichweite misst. Dieses Modell hat sich organisatorisch so tief verfestigt, dass es nicht mehr nur eine Methode der Öffentlichkeitsarbeit ist, sondern eine Kulturbedingung geworden ist.

Politik nennt es Kommunikation, Kampagne, Messaging, Pressearbeit oder Bürgerinformation. Schule nennt es Stoffvermittlung, Kompetenzvermittlung, Wertevermittlung oder Unterricht. Das Internet nennt es Content, Reichweite, Zielgruppenansprache, Engagement oder Sichtbarkeit. In allen drei Feldern wirkt jedoch häufig dieselbe Grundfigur: Eine Institution sendet, eine Zielgruppe empfängt, und Erfolg wird daran gemessen, ob die Botschaft angekommen ist.

Genau diese Figur ist überholt.

Denn Gesellschaft funktioniert nicht wie ein Lautsprecher, der in einen passiven Raum hinein spricht. Gesellschaft ist ein Rückkopplungssystem. Menschen nehmen nicht nur Informationen auf, sondern deuten sie aus Affekten, Erfahrungen, Zugehörigkeiten, Verletzungen, Hoffnungen und institutionellen Erfahrungen heraus. Sie reagieren nicht nur auf Inhalte, sondern auf Beziehungssignale: Werde ich ernst genommen? Bin ich gemeint? Darf ich mitwirken? Gibt es eine Antwort? Hat meine Wahrnehmung Folgen? Oder werde ich nur adressiert, vermessen, beschult, beruhigt, aktiviert, moralisch beschämt oder datenökonomisch ausgewertet?

Hier verhäddern wir uns in unseren eigenen überholten Kulturmustern. Wir haben neue Medien, aber oft alte Öffentlichkeitsmechanismen. Wir haben digitale Rückkanäle, aber institutionell noch immer wenig echte Rückkopplung. Wir haben Partizipationsformate, aber zu selten Antwortpflicht. Wir haben politische Bildung, aber zu selten politische Wirksamkeit. Wir haben Internetplattformen, aber kaum demokratische digitale Commons. Wir haben KI, aber keine hinreichend starke menschliche Antwortarchitektur.

Das folgende Erklärungswerk verbindet die bisherigen drei Teile, den Buchentwurf Kairos kontra Krise und die hinzugezogenen Bücher zu einem Handlungskonzept: einer Agenda 21 für demokratische Kulturbildung. Nicht im engen Sinn eines weiteren Programms, sondern als Architektur für das 21. Jahrhundert: Politik, Schule und Internet müssen so neu verschaltet werden, dass demokratische Wirklichkeitsbildung wieder lernfähig, jugendgerecht, resilient und zukunftstauglich wird.



I. Die alte PR-Öffentlichkeit: Warum das Sender-Empfänger-Modell kulturell feststecktDas klassische PR-Modell der öffentlichen Meinungsbildung hat eine einfache innere Logik: Institutionen besitzen eine Botschaft; Öffentlichkeit ist der Raum, in dem diese Botschaft verbreitet wird; Bürgerinnen und Bürger gelten als Adressaten, Zielgruppen oder Rezipienten. Die Qualität der Kommunikation wird dann gemessen an Reichweite, Verständlichkeit, Akzeptanz, Zustimmung, Imagewerten oder Verhaltensänderung.

Dieses Modell konnte in einer industriellen Medienordnung noch plausibel erscheinen. Zeitungen, Rundfunk, Fernsehen, Pressekonferenzen und Plakatkampagnen waren weitgehend linear organisiert. Wenige sendeten, viele empfingen. Auch demokratische Politik hat sich an diese Logik gewöhnt: Man entwickelt Programme, fasst Beschlüsse, formuliert Botschaften, erklärt Entscheidungen und versucht, Zustimmung zu organisieren.

Aber dieses Modell verwechselt Öffentlichkeitsarbeit mit öffentlicher Wirklichkeitsbildung.

Öffentlichkeitsarbeit fragt: Wie vermitteln wir, was wir beschlossen haben?

Öffentliche Wirklichkeitsbildung fragt: Wie entstehen die Wahrnehmungen, Deutungen, Konflikte und Vertrauensmuster, aus denen demokratische Entscheidungen überhaupt möglich werden?

Der Unterschied ist grundlegend. Im alten Modell wird Öffentlichkeit nachträglich adressiert. Im neuen Verständnis ist Öffentlichkeit der Ort, an dem Gesellschaft sich selbst erkennt, korrigiert und handlungsfähig macht. Sie ist nicht Bühne, sondern Lernorgan.

Kairos kontra Krise formuliert genau diesen Moduswechsel: Krisen seien keine bloßen Ereignisse, sondern Folgen verpasster Kairosmomente; unter Dauerstress verengen sich Perspektiven, Kontrolle ersetzt Verständnis, Komplexität wird reduziert, statt bearbeitet. Der Buchentwurf beschreibt deshalb den notwendigen Wechsel von Reaktion zu Vorsorge, von Symbolpolitik zu Verlässlichkeit, von Vereinzelung zu kollektiven Lernprozessen und vom Stress-Modus zum Dialog-Modus.

Das alte Sender-Empfänger-Modell kann diesen Wechsel nicht leisten. Es erzeugt keine lernende Öffentlichkeit, sondern eine verwaltete Öffentlichkeit. Es erzeugt keine gemeinsame Wirklichkeitsprüfung, sondern Botschaftsmanagement. Und genau hier beginnt die kulturelle Verstrickung: Selbst wenn Institutionen „Dialog“ sagen, handeln sie oft weiter nach der Logik der Sendung.

Man lädt Jugendliche ein, aber die Tagesordnung ist schon gesetzt.

Man fragt Meinungen ab, aber politische Antwort bleibt unverbindlich.

Man spricht von Augenhöhe, aber Zuständigkeit und Wirkung bleiben oben.

Man nutzt das Internet, aber nur als Verbreitungskanal.

Man spricht von Demokratiebildung, aber organisiert Schule weiter als Prüfungs- und Vermittlungssystem.

So entsteht ein Paradox: Die Institutionen erkennen die Krise der Öffentlichkeit, reagieren aber mit den kulturellen Mitteln, die Teil der Krise sind.



II. Warum Aufklärung allein nicht genügtDer tiefere Fehler liegt in einem rationalistischen Menschenbild. Es unterstellt, dass Menschen im Kern vernünftig entscheiden, wenn ihnen nur ausreichende Informationen, richtige Werte und gute Argumente zur Verfügung stehen. Liya Yu beschreibt genau dieses optimistische Nachkriegsbild: Nach zwei Weltkriegen und Kaltem Krieg habe man geglaubt, Holocaust, Atombombe, Antisemitismus, Sklaverei und ähnliche Schrecken gehörten der Vergangenheit an; dem rationalistischen Menschenbild liege die Annahme zugrunde, Menschen seien von Natur aus neutral oder gut, und Bildung oder Wissen könnten falsches Bewusstsein korrigieren.

Dieses Menschenbild war zivilisatorisch verständlich und demokratisch wertvoll. Ohne den Glauben an Autonomie, Bildung und Mündigkeit ist Demokratie nicht denkbar. Aber als vollständige Beschreibung des Menschen reicht es nicht. Menschen sind nicht nur Informationsverarbeiter. Sie sind affektive, soziale, körperliche, evolutionär geprägte, verletzliche und kontextabhängige Wesen.

Daraus folgt: Wertevermittlung allein genügt nicht. Ein Mensch kann Menschenrechte bejahen und dennoch im konkreten Kontakt dehumanisieren. Liya Yu beschreibt die Dissonanz, dass Menschen schöne Dinge über Menschenrechte, Inklusion und liberale Ordnung sagen können, andere aber im zwischenmenschlichen Umgang nicht humanisieren; sie verweist sogar darauf, dass hochrangige Nazis über Goethe, Philosophie und Wagner sprechen und zugleich Vernichtungsideologien vertreten konnten.

Das ist für die politische Bildung schmerzhaft. Es bedeutet: Ein Bildungssystem, das vor allem richtige Sätze vermittelt, kann trotzdem versagen, wenn es keine Erfahrungsräume schafft, in denen Humanisierung, Perspektivwechsel, Selbststeuerung, Konfliktfähigkeit und Antwortverantwortung eingeübt werden.

Demokratie braucht nicht nur informierte Köpfe. Sie braucht Menschen, deren Affekt-, Wahrnehmungs- und Beziehungssysteme demokratische Praxis tragen können.



III. Die wissenschaftliche Tiefenstruktur: Wirklichkeit wird gebaut, nicht bloß wahrgenommenDie herangezogenen Bücher laufen in einem gemeinsamen Muster zusammen: Sie widerlegen die naive Vorstellung, Wirklichkeit sei einfach gegeben und müsse nur richtig beschrieben werden.

Berger und Luckmann zeigen, dass Gesellschaft als objektive und subjektive Wirklichkeit verstanden werden muss. Gesellschaft entsteht in einem dialektischen Prozess aus Externalisierung, Objektivation und Internalisierung; in Gesellschaft zu sein heißt, an dieser Dialektik teilzuhaben. Menschen werden nicht als fertige Gesellschaftsmitglieder geboren, sondern müssen in gesellschaftliche Wirklichkeit eingeführt werden; Internalisierung bedeutet, objektive Vorgänge subjektiv sinnhaft werden zu lassen.

Damit wird öffentliche Meinungsbildung zu etwas viel Tieferem als PR. Öffentliche Meinung ist nicht nur die Summe von Einstellungen, die man durch Kommunikation beeinflusst. Sie ist ein Teil gesellschaftlicher Wirklichkeitskonstruktion. Institutionen, Medien, Schule, Sprache, Rituale, Beteiligungserfahrungen und Antwortverhältnisse prägen, was Menschen überhaupt als wirklich, relevant, möglich und wirksam erleben.

Lorenz und Riedl vertiefen diese Einsicht biologisch. Lorenz beschreibt in Die Rückseite des Spiegels Leben als Erkenntnisvorgang, Anpassung als Wissenserwerb und Rückkopplung von Energie- und Informationsgewinn. Später behandelt er Nachahmung, Tradition, Kultur als lebendes System, Identitätsfindung und das Neuerungsstreben der Jugend. Riedl verbindet Systembedingungen der Evolution mit einer evolutionären Theorie der Erkenntnis und beschreibt die Denkordnung als Selektionsprodukt an der Naturordnung.

Das heißt: Auch unser Denken ist nicht frei schwebend. Es ist ein Anpassungsapparat. Es hat Stärken, aber auch blinde Flecken. Es kann in bestimmten Kontexten hervorragend funktionieren und in anderen systematisch versagen.

Die Konsequenz für Politik, Schule und Internet ist radikal: Wir dürfen nicht länger so tun, als sei Demokratie nur eine Frage richtiger Inhalte. Demokratie ist eine Frage richtig gebauter Lernkontexte.



IV. Watzlawick: Das alte Modell unterschätzt RückkopplungWatzlawick, Beavin und Jackson führen aus dem Sender-Empfänger-Modell heraus. Schon das Inhaltsverzeichnis von Menschliche Kommunikation zeigt die entscheidenden Themen: Information und Rückkopplung, Metakommunikation, Kreisförmigkeit der Kommunikationsabläufe, die Unmöglichkeit, nicht zu kommunizieren, Inhalts- und Beziehungsaspekte, Interpunktion von Ereignisfolgen, digitale und analoge Kommunikation sowie symmetrische Eskalationen.

Für die Agenda 21 demokratischer Kulturbildung ist besonders wichtig: Eine Institution kann nicht nicht kommunizieren. Auch Nichtantwort ist Antwort. Auch symbolische Beteiligung ist Kommunikation. Auch ein Unterricht, der Jugendliche nur prüft, sendet eine Botschaft. Auch ein Ministerium, das Jugendfeedback entgegennimmt und dann monatelang schweigt, kommuniziert: Ihr seid nicht zuständig. Eure Wahrnehmung zählt nur begrenzt.

Watzlawick beschreibt die Unmöglichkeit, nicht zu kommunizieren als mehr als nur theoretisches Problem: Selbst Schweigen, Absonderung oder Vermeidung von Kommunikation bleiben kommunikativ.

Übertragen auf öffentliche Meinungsbildung bedeutet das: Die Beziehungsebene ist politisch entscheidend. Es reicht nicht, ob eine Botschaft inhaltlich richtig ist. Entscheidend ist, welche Beziehung sie stiftet. Spricht Politik mit Bürgerinnen und Bürgern als Zielgruppen oder als Mitträgern öffentlicher Wirklichkeit? Spricht Schule mit Jugendlichen als Prüfobjekten oder als werdenden Mitgestaltenden? Spricht das Internet mit Nutzern als Datenlieferanten oder als Bürgern einer digitalen Öffentlichkeit?

Das alte PR-Modell sieht vor allem Inhalt. Die demokratische Kulturfrage liegt aber auf der Beziehungsebene.



V. Bohm: Demokratie braucht Dialog, nicht nur DiskussionDavid Bohm hilft, den Unterschied zwischen Debatte, Diskussion und Dialog zu verstehen. Er beschreibt Dialog als freien Sinnfluss zwischen Menschen, durch den in einer Gruppe neues Verständnis entstehen kann; dieser geteilte Sinn sei der „Leim“ oder „Zement“, der Menschen und Gesellschaften zusammenhält. Diskussion dagegen beschreibt er als Zerteilen, Zerlegen, als Pingpong-Spiel von Meinungen, in dem es häufig ums Gewinnen geht.

Das trifft den Kern der gegenwärtigen Öffentlichkeit. Viele politische Formate sind Diskussionen im Bohm’schen Sinn: Positionen werden gegeneinander geschlagen, Statements gesetzt, Fehler gesucht, Lager stabilisiert. Digitale Plattformen verstärken diese Struktur: Wer zuspitzt, gewinnt Aufmerksamkeit. Wer differenziert, verliert Reichweite. Wer eine Gruppe mobilisiert, bekommt Resonanz. Wer gemeinsam sucht, wirkt langsam.

Eine demokratische Agenda 21 muss deshalb Dialog nicht als nette Gesprächskultur, sondern als Infrastrukturfrage begreifen. Dialog entsteht nicht durch Appell. Er entsteht durch Zeit, Sicherheit, Moderation, Verbindlichkeit, geteilte Problemdefinition, Rückkopplung und echte Folgen. Bohm betont, dass Dialog Urteile und Annahmen kollektiv lockern kann und dass gesellschaftliche Transformation auf kollektiver Ebene vom Dialog abhängt.

Das ist exakt die Leerstelle zwischen Politik, Schule und Internet. Politik diskutiert oft unter Zeitdruck. Schule diskutiert oft folgenlos. Das Internet diskutiert oft ohne Dämpfung. PSI-21 muss daher als institutioneller Dialograum verstanden werden: nicht als Plattform für Meinungen, sondern als Struktur, in der gemeinsame Wirklichkeitsprüfung möglich wird.



VI. Julius Kuhls PSI-Theorie: Die „Denk-Apps“ werden affektiv angesteuertJulius Kuhls PSI-Theorie liefert eine besonders hilfreiche Brücke zwischen individueller Psychologie und institutioneller Kultur. In einer politischen Sprache kann man ihre Funktionssysteme als unterschiedliche „Denk-Apps“ beschreiben. Diese Apps sind nicht beliebig aktiv. Sie werden durch Affekte, Stimmungen und Kontextbedingungen angesteuert.

Die PSI-Theorie unterscheidet unter anderem eine Ratgeberfunktion, eine Planungsfunktion, eine Ausführungsfunktion und eine Prüffunktion. Die Ratgeberfunktion, das Extensionsgedächtnis, enthält Lebenserfahrung, Bedürfnisse und das soziale Umfeld und ermöglicht kreative, sinnvolle und emotional befriedigende Handlungsweisen. Die Planungsfunktion hält schwierige Absichten bis zur Umsetzung verfügbar. Die Ausführungsfunktion steuert Routinen und Umsetzung. Die Prüffunktion erkennt Fehler und Misserfolge und ist Grundlage für Lernen und Persönlichkeitsentwicklung.

Entscheidend ist: Diese Systeme hängen mit Affektlagen zusammen. Die Ratgeberfunktion ist aktiv in entspannt-gelassener Stimmung, die Planungsfunktion in sachlich-nüchterner Stimmung, die Ausführungsfunktion in positiv-freudiger Stimmung und die Prüffunktion in vorsichtig-ernster Stimmung. Affekt wirkt dabei beidseitig: Stimmung aktiviert Systeme, und Systeme können durch Stimmung aktiviert werden. Wenn Menschen ihren Stimmungen ausgeliefert sind, „machen auch die Funktionssysteme mit uns, was sie wollen“.

Hier liegt eine zentrale Erklärung für das Scheitern alter Kulturmuster. PR-Logiken, Schulstress, digitale Empörung und politische Dauerkrise aktivieren bestimmte Denk-Apps immer wieder: die Prüffunktion sucht Fehler, die Ausführungsfunktion läuft in Routinen, die Planungsfunktion versucht Kontrolle zu behalten, während das kreative, integrierende, sinnstiftende Extensionsgedächtnis unter Stress schwerer zugänglich wird.

So führen sich Systeme selbst ad absurdum:

Je weniger Vertrauen vorhanden ist, desto stärker setzen Institutionen auf Kontrolle.

Je stärker sie kontrollieren, desto weniger Vertrauen entsteht.

Je weniger Jugendliche Wirksamkeit erfahren, desto stärker ziehen sie sich zurück oder suchen Ersatzresonanz.

Je stärker der Rückzug, desto mehr reagiert Politik mit Kampagnen.

Je mehr Kampagnen, desto weniger echte Rückkopplung.

Je weniger Rückkopplung, desto mehr Ohnmacht.

Je mehr Ohnmacht, desto mehr Stress.

Je mehr Stress, desto schlechter lernen Institutionen.

Kuhl liefert aber auch die konstruktive Perspektive. Gelingt Affektregulation, stehen die Funktionssysteme den eigenen Wünschen und Bedürfnissen zur Verfügung; Selbststeuerungskompetenzen können erworben und trainiert werden, sodass Menschen nicht bloß Opfer der Umstände bleiben, sondern Gestaltende ihres Lebens werden können. Motive bilden sich durch Erfahrungen heraus, und neue Erfahrungen sowie Umwelten verändern die Bedürfnis- und Motivlandschaft eines Menschen allmählich.

Das ist der Anschluss zur Jugendphase: Offene kulturbildende Sozialisation bedeutet nicht, Jugendliche mit Werten zu füllen. Sie bedeutet, Erfahrungsräume zu bauen, in denen Selbststeuerung, Affektregulation, Perspektivwechsel, Verantwortung und Wirksamkeit praktisch entstehen können.



VII. Neuropolitik: Werte reichen nicht, wenn Humanisierung nicht gelingtLiya Yu ergänzt Kuhls Perspektive um eine politische Neurowissenschaft der Humanisierung und Dehumanisierung. Sie weist darauf hin, dass unsere Gehirne Realität kulturübergreifend in In-Groups und Out-Groups einteilen und dass im fünften Lebensjahr bereits Infrahumanisierung verankert sein kann: der eigenen Gruppe werden komplexere Emotionen zugeschrieben als der Fremdgruppe.

Noch schärfer: Bei Dehumanisierung wird der mediale präfrontale Cortex, also ein Bereich, der für Mentalisierung wichtig ist, heruntergefahren; dann werden andere Menschen politisch und sozial leichter übersehen, härter beurteilt oder aggressiver behandelt.

Für die Agenda 21 heißt das: Demokratie darf Humanisierung nicht dem Zufall überlassen. Eine liberale Ordnung kann nicht davon ausgehen, dass Werte, Gesetze und Programme automatisch menschliche Begegnung erzeugen. Yu sagt zugespitzt, wir hätten uns nach Zweitem Weltkrieg und Kaltem Krieg zu sehr darauf verlassen, dass ein Wertediskurs ausreiche; heute bestehe die Hauptstrategie oft aus Wertebekenntnis und Shaming, doch dieser moralische Zugang reiche nicht mehr weit genug, weil Empathie begrenzt sei.

Das ist kein Argument gegen Werte. Es ist ein Argument dafür, Werte zu verkörpern. Freiheit, Gleichheit, Pluralismus, Menschenwürde und Solidarität müssen in Erfahrungsstrukturen übersetzt werden. Jugendliche müssen nicht nur hören, dass Menschenwürde gilt. Sie müssen wiederholt erleben, wie Wahrnehmungen, Verletzungen, Konflikte und Interessen so bearbeitet werden können, dass Humanisierung nicht zusammenbricht.



VIII. Harari und KI: Die alte PR-Logik wird durch KI gefährlich beschleunigtYuval Noah Harari verschärft die Diagnose. KI ist für ihn nicht einfach ein Werkzeug, sondern ein Akteur: Sie kann selbst Entscheidungen treffen, lernen, Neues hervorbringen und sich auf eine Weise verändern, die ihre Schöpfer nicht vorhersehen.

Noch wichtiger ist Hararis Hinweis auf Sprache, Bürokratie und Vertrauen. Menschliche Kooperation in großem Maßstab beruht auf Vertrauen, Vertrauen wird durch Bürokratien aufrechterhalten, und Bürokratie besteht letztlich aus Worten: Formularen, Briefen, Gesetzbüchern, Steuerregistern, Buchhaltungsbüchern und heiligen Schriften. Der Betriebscode der menschlichen Zivilisation besteht aus Sprach-Tokens. Wenn KI Sprache versteht und verarbeitet, dann hackt sie nicht nur Kommunikation. Sie hackt den Code der Zivilisation.

Das alte PR-Modell wird dadurch nicht einfach abgelöst. Es wird automatisiert, personalisiert und radikalisiert. Social-Media-Algorithmen wurden mit dem Ziel der Nutzerbindung beauftragt; sie lernten, Aufmerksamkeit zu fesseln, indem sie Hass, Angst oder Gier ansprechen, und verbreiteten solche Affekte in der Informationssphäre.

Das ist die dunkle Seite des Sender-Empfänger-Modells im KI-Zeitalter: Der Sender ist nicht mehr eine Pressestelle, sondern ein lernender algorithmischer Akteur. Der Empfänger ist nicht mehr eine anonyme Öffentlichkeit, sondern ein psychologisch profilierter Mensch. Die Botschaft ist nicht mehr eine allgemeine Information, sondern eine affektiv optimierte Intervention. Und die Rückmeldung ist nicht mehr demokratische Antwort, sondern datenökonomisches Optimierungssignal.

Harari beschreibt zudem, dass sich die Frontlinie von Aufmerksamkeit zu Intimität verschiebt: ausgefeiltere KIs könnten intime Beziehungen mit Menschen aufbauen und soziale Systeme teilweise übernehmen. Für Kinder und Jugendliche, die mit KI aufwachsen, könnten KI-Beziehungen früh prägende Beziehungserwartungen formen.

Damit wird die demokratische Aufgabe dringlicher: Wenn KI in Sprache, Bürokratie, Beziehung und Selbstdeutung eindringt, müssen Politik, Schule und Internet Räume schaffen, in denen menschliche Antwort, echte Beziehung, gemeinsame Wirklichkeitsprüfung und demokratische Selbstwirksamkeit strukturell gesichert werden.



IX. Pubertät als kulturelles UpdatefensterDie ersten beiden Teile haben die moderne Revision des Jugendbildes bereits entfaltet. Der Buchentwurf Kairos kontra Krise fasst sie politisch: Besonders in der Pubertät entscheidet sich, wie eine Generation mit Unsicherheit, Konflikt und Verantwortung umgeht. Die Phase ist neurobiologisch von hoher Plastizität, synaptischen Umbauten, Pruning und Myelinisierung geprägt; psychologisch und sozial zeigt sie sich als Entkopplung von bisherigen Bindungen und intensive Suche nach Sinn, Zugehörigkeit und Wirksamkeit.

Der Entwurf beschreibt Pubertät nicht nur als Prägefenster, sondern als Bindungsfenster: Alte Plausibilitäten verlieren Selbstverständlichkeit, neue Orientierungen werden empfänglich. Genau hier liege der kulturelle Kairos. Gesellschaften können diese Suchbewegung in gemeinsame Lern- und Verantwortungsräume übersetzen — oder sie einem Vakuum überlassen, in dem Zugehörigkeit über Abwertung, Eskalation, zynische Distanz oder autoritäre Versprechen organisiert wird.

Das ist der zentrale Drehpunkt der Agenda 21. Jugendliche dürfen nicht mehr nur als spätere Bürgerinnen und Bürger behandelt werden. Sie sind nicht nur Zielgruppe von Bildungspolitik, Jugendschutz oder Medienkompetenz. Sie sind die Kohorte, in der eine Gesellschaft ihren kulturellen Code aktualisiert.

Das bedeutet nicht, Jugendliche zu romantisieren. Sie brauchen Schutz, Wissen, erwachsene Ressourcen, rechtliche Rahmen, Fehlerfreundlichkeit und Grenzen. Aber sie brauchen eben auch echte Verantwortung. Nicht symbolisch. Nicht gelegentlich. Nicht als Projektwoche. Sondern institutionell wiederkehrend.



X. Die neue Grundformel: Von der Sendung zur RückkopplungDie alte Formel lautet:

Institution → Botschaft → Zielgruppe → Reaktion

Die neue demokratische Formel muss lauten:

Wahrnehmung → gemeinsame Prüfung → institutionelle Antwort → öffentliche Rückkopplung → erneuerte Praxis

Das ist der Unterschied zwischen PR und Kulturbildung. PR optimiert die Wirkung einer Botschaft. Kulturbildung organisiert die Bedingungen, unter denen eine Gesellschaft lernfähig bleibt.

PSI-21 bietet dafür die zentrale Architektur. Der Buchentwurf beschreibt PSI-21 als kulturelle Infrastruktur, die Politik, Schule und Internet koppelt: Schule als Kohorten- und Lernraum, Politik als Zuständigkeits- und Entscheidungsraum, Internet als dokumentierender Kommunikationsraum, in dem Transparenz, Öffentlichkeit und Anschluss entstehen.

Das Neue ist nicht „mehr Beteiligung“ im Sinne von mehr Meinungen. Neu ist die Form: PSI-21 ist wiederkehrend, transparent und rückgekoppelt. Dadurch soll verhindert werden, dass Jugend nur symbolisch mitreden darf, ohne dass etwas zurückkommt.

Damit wird PSI-21 zur institutionellen Antwort auf alle genannten Theorieebenen:

Berger/Luckmann: Wirklichkeit wird sozial konstruiert und internalisiert.

Watzlawick: Kommunikation ist unausweichlich und rückgekoppelt.

Bohm: Gemeinsamer Sinn entsteht durch Dialog, nicht Meinungskampf.

Lorenz/Riedl: Erkennen ist Anpassung, Kultur ein lebendes Lernsystem.

Kuhl: Denken wird affektiv gesteuert, Selbststeuerung braucht Erfahrungsräume.

Liya Yu: Werte reichen nicht, wenn Humanisierung nicht praktisch gelingt.

Harari: KI dringt in Sprache, Bürokratie, Aufmerksamkeit und Intimität ein.

PSI-21 ist der Versuch, daraus eine Form zu machen.



XI. Agenda 21: Handlungskonzept für Politik, Schule und Internet1. Leitprinzipien1. Antwort statt AnsprachePolitik darf Jugendliche nicht nur adressieren, informieren oder konsultieren. Sie muss antworten. Antwort bedeutet: Eine Wahrnehmung wird nicht bloß entgegengenommen, sondern in einem zuständigen Verfahren geprüft, begründet, dokumentiert und rückgekoppelt.

2. Wirklichkeit statt BotschaftÖffentliche Meinungsbildung darf nicht länger als Botschaftstransport verstanden werden. Sie muss als gemeinsame Wirklichkeitsprüfung organisiert werden: Was erleben Jugendliche? Welche Probleme werden sichtbar? Welche Daten stützen das? Welche Interessen stehen im Konflikt? Welche Zuständigkeiten bestehen? Welche Entscheidungen sind möglich?

3. Dialog statt DauerstressDemokratie braucht institutionelle Bedingungen, die den Dialog-Modus wahrscheinlicher machen als den Stress-Modus. Der Buchentwurf benennt dafür strukturelle Hebel: Zeitlogiken, Bewertungsmechanismen und Verantwortungsarchitekturen prägen, ob Vorsorge als Verzögerung, Beteiligung als Risiko und Lernen als Schwäche erscheint — oder ob Dialog möglich wird.

4. Jugend als Kohorte, nicht nur als IndividuumKultur bildet sich nicht nur in Einzelbiografien, sondern in Kohorten. Deshalb muss Jugendbeteiligung altersgestaffelt, wiederkehrend und kollektiv organisiert sein. Die einzelne Stimme ist wichtig, aber demokratische Kulturbildung braucht wiederkehrende Jahrgangserfahrungen.

5. Internet als Commons, nicht als ReichweitenmaschineDas Internet darf in PSI-21 nicht bloß Kanal für Content sein. Es muss ein geschützter öffentlicher Lernraum werden: transparent, moderiert, datensparsam, barrierefrei, nachvollziehbar, gegen Beschämung und algorithmische Eskalation geschützt.

6. KI als Werkzeug, nicht als demokratisches GegenüberKI kann ordnen, dokumentieren, übersetzen, vergleichen, strukturieren und Wissen zugänglich machen. Sie darf aber nicht die menschliche Antwortpflicht ersetzen. Anerkennung entsteht nicht aus Simulation, sondern aus verantworteter Antwort.



2. Institutionelle Übersetzung für die PolitikDie Sprache der Politik verlangt Zuständigkeit, Legitimation, Verfahren, Fristen, Ressourcen und Rechenschaft. Deshalb muss PSI-21 politisch nicht als „Projekt“, sondern als öffentliche Infrastruktur demokratischer Grundversorgung formuliert werden.

Politik muss vier Entscheidungen treffen:

Erstens braucht es eine Rückkopplungspflicht. Beteiligung ohne Antwort erzeugt Ohnmacht. Rückkopplung heißt: Jede offiziell eingebrachte Jugendfrage erhält eine zuständige, begründete Antwort innerhalb definierter Fristen.

Zweitens braucht es eine jugendeigene Öffentlichkeit. Der Buchentwurf formuliert diese als öffentliches Gut, vergleichbar mit Bildung, Rundfunk oder Mitspracherechten in Planungsverfahren. Sie soll Erfahrungsraum, Brückenraum und Resonanzraum sein: politisches Lernen durch Erleben, Schnittstelle zu Politik und Verwaltung sowie transparente Veröffentlichung und Austausch.

Drittens braucht es altersgestaffelte politische Ebenen. Kommunale Themen für jüngere Jugendliche, Landespolitik für mittlere Jahrgänge, Bundes- und europäische Themen für ältere Jugendliche. PSI-21 setzt laut Entwurf darauf, dass politische Komplexität nur dann Lernen fördert, wenn sie zur Entwicklungsphase passt.

Viertens braucht es Budget- und Umsetzungspfade. Ohne Ressourcen bleibt Beteiligung symbolisch. Politik muss definieren, welche Vorschläge in Verwaltung, Ausschüsse, Haushalte, Schulentwicklungsplanung, Jugendhilfeplanung, Klimaanpassung, Digitalpolitik oder Gesetzgebung überführt werden können.

Politisch gesprochen lautet der Zweckartikel:

Eine demokratische Ordnung muss die Bedingungen schaffen, unter denen Jugendliche regelmäßig, altersgerecht und wirksam an der Gestaltung jener öffentlichen Angelegenheiten mitwirken können, die ihre Gegenwart und Zukunft betreffen. Der Buchentwurf schlägt dafür bereits eine gesetzliche Formulierung vor: Eine jugendeigene Öffentlichkeit als Teil demokratischer Grundversorgung, mit digitalen und analogen Räumen, regelmäßigen entwicklungspsychologisch abgestimmten Formaten sowie Prinzipien wie Statusgleichheit, Kooperation, Transparenz und Rückkopplung.



3. Institutionelle Übersetzung für die SchuleDie Sprache der Schule verlangt Bildungsziele, Kompetenzen, Lernsettings, Schutzauftrag, Curricula, Leistungsbewertung und pädagogische Verantwortung. PSI-21 darf deshalb nicht als Zusatzlast erscheinen, sondern als Antwort auf eine ohnehin bestehende pädagogische Leerstelle.

Schule vermittelt heute viel Wissen über Demokratie. Aber der Buchentwurf bringt das Kernproblem auf den Punkt: Demokratie wird gelehrt, aber nicht verlässlich erfahren. In Krisenzeiten steigt der Stress-Modus: schneller urteilen, stärker vereinfachen, härter abwerten, weniger zuhören. Demokratie geht nicht zuerst an Paragraphen verloren, sondern an Kommunikationsformen; wenn Respekt, Zuhören, gemeinsame Wirklichkeitsprüfung und tragfähige Konfliktbearbeitung verschwinden, bleibt Demokratie formal bestehen, verliert aber ihre innere Bindung.

Für Schule bedeutet das:

Politische Bildung muss von Wertevermittlung zu Wertbildung werden.

Medienbildung muss von Nutzungskompetenz zu Kontextkompetenz werden.

Demokratiebildung muss von Planspiel zu Antwortverfahren werden.

Persönlichkeitsbildung muss von Selbstoptimierung zu Selbststeuerung und Humanisierung werden.

Im schulischen Rahmen sollte PSI-21 als Kohortenprozess organisiert werden. Jeder Jahrgang durchläuft regelmäßig Phasen: Wahrnehmung sammeln, Thema wählen, Wissen erschließen, Konflikte verstehen, Fragen formulieren, politische Zuständigkeiten klären, öffentliche Beiträge erstellen, Antwort erhalten, Ergebnisse reflektieren.

Die Rolle von Lehrkräften verändert sich. Sie sind nicht nur Stoffvermittler, sondern Rahmenschützer, Moderatoren, Übersetzer, Konfliktdämpfer und Lernprozessbegleiter. Erwachsene behalten Verantwortung, aber sie monopolisieren nicht mehr die Themenrelevanz. Sie helfen Jugendlichen, aus Irritation eine bearbeitbare Frage zu machen.

Schule wird dadurch nicht parteipolitisch. Im Gegenteil: Gerade weil der Beutelsbacher Grundsatz der Nichtüberwältigung gilt, braucht es offene, kontroverse und verfahrensgesicherte Räume. Jugendliche sollen nicht lernen, was sie denken sollen. Sie sollen lernen, wie Wahrnehmungen entstehen, wie Affekte sie steuern, wie Konflikte geprüft werden und wie demokratische Antwort eingefordert wird.



4. Institutionelle Übersetzung für das InternetDie Sprache des Internets ist geprägt von Plattformen, Schnittstellen, Daten, Moderation, Sichtbarkeit, Transparenz, Nutzerrechten, Datenschutz, algorithmischer Steuerung und digitaler Öffentlichkeit. PSI-21 muss deshalb nicht nur analog gedacht werden. Es braucht eine digitale Architektur, die bewusst anders funktioniert als kommerzielle Plattformen.

Der Buchentwurf beschreibt einen geschützten, medienähnlichen öffentlichen Raum, der weder Klassenzimmer noch klassische Öffentlichkeit, weder Bühne noch Show ist. Er soll Beiträge dokumentieren, Rückmeldungen sichtbar machen und Lernprozesse nachvollziehbar halten; populistische Zuspitzung und pädagogische Entschärfung sollen keinen Vorrang erhalten.

Das Internetmodul von PSI-21 muss deshalb fünf Eigenschaften haben:

Es muss dokumentieren, nicht nur veröffentlichen.

Es muss moderieren, nicht nur skalieren.

Es muss verlangsamen, nicht nur beschleunigen.

Es muss begründen, nicht nur bewerten.

Es muss rückkoppeln, nicht nur Feedback sammeln.

Technisch heißt das:

Keine dominierende Like-Logik.

Keine algorithmische Verstärkung von Empörung.

Klare Moderations- und Schutzstandards.

Datensparsamkeit und Zweckbindung.

Öffentliche Nachvollziehbarkeit politischer Antworten.

Barrierefreiheit.

Transparente Archivierung.

KI nur als Assistenzsystem für Ordnung, Zusammenfassung, Übersetzung und Vergleich — nicht als Ersatz für menschliche Verantwortung.

Das digitale Ziel ist nicht Reichweite, sondern Anschlussfähigkeit. Ein Beitrag soll nicht viral gehen müssen, um politisch relevant zu sein. Relevanz entsteht durch Verfahren, nicht durch Klickzahlen.



5. Der PSI-21-Zyklus als praktisches VerfahrenEine Agenda 21 braucht eine wiederholbare Grundform. Der PSI-21-Zyklus könnte so aussehen:

Phase 1: Wahrnehmung sammeln

Jugendliche benennen, was sie in ihrer Lebenswelt als relevant erleben: Schulstress, Mobilität, Hitze, Rassismus, digitale Gewalt, Einsamkeit, Zukunftsangst, KI, Berufsorientierung, Kriegssorgen, Wohnraum, lokale Infrastruktur.

Phase 2: Thema demokratisch wählen

Die Kohorte entscheidet nicht beliebig, sondern in einem moderierten Verfahren. Minderheitenperspektiven müssen sichtbar bleiben.

Phase 3: Wirklichkeit prüfen

Erfahrungen werden mit Daten, Expertenwissen, Verwaltungsperspektiven und Betroffenenberichten verbunden. Hier entsteht Medien- und Wissenschaftskompetenz nicht abstrakt, sondern problembezogen.

Phase 4: Fragen formulieren

Jugendliche lernen, aus Affekt, Ärger oder Ohnmacht bearbeitbare politische Fragen zu machen.

Phase 5: Zuständigkeit klären

Kommunal, Land, Bund, EU, Schule, Verwaltung, Zivilgesellschaft oder Wirtschaft: Wer kann tatsächlich handeln?

Phase 6: Öffentliche Einbringung

Die Fragen und Vorschläge werden in einem geschützten digitalen Raum dokumentiert und öffentlich zugänglich gemacht.

Phase 7: Antwortpflicht auslösen

Zuständige Stellen antworten innerhalb festgelegter Fristen: Was ist möglich? Was nicht? Warum? Was wird geprüft? Welche Entscheidung folgt?

Phase 8: Umsetzung oder Social Prototyping

Wo möglich, werden Vorschläge in kleinen, risikoarmen Realexperimenten getestet: Schulhofbegrünung, lokale Hitzeschutzpläne, Jugendorte, digitale Moderationsräume, Beteiligungsbudgets, Mobilitätsprojekte, Krisenvorsorge.

Phase 9: Reflexion und Affektintegration

Die Kohorte reflektiert nicht nur Ergebnisse, sondern auch den Prozess: Wo entstand Stress? Wo Dialog? Wo Beschämung? Wo Humanisierung? Welche Denk-Apps waren aktiv? Was wurde gelernt?

Phase 10: Archiv und Transfer

Ergebnisse bleiben sichtbar, sodass nächste Jahrgänge darauf aufbauen können. So entsteht kulturelles Gedächtnis.



6. Von Social Prototyping zu demokratischer ResilienzKairos kontra Krise beschreibt Daseinsvorsorge als möglichen Erprobungsraum gesellschaftlicher Lernprozesse. Kommunen, Schulen, Quartiere und öffentliche Einrichtungen bieten realitätsnahe, überschaubare, politisch legitimierte und rückkoppelbare Bedingungen. Social Prototyping bedeutet reale Erfahrung unter begrenztem Risiko: Entscheidungen haben Konsequenzen, Fehler werden ausgewertet, Erfolge strukturell verankert.

Das ist für Krisen- und Kriegszeiten entscheidend. Resilienz entsteht nicht erst im Ernstfall. Sie entsteht durch eingeübte Muster vorher: Vertrauen, Zuständigkeit, Selbstwirksamkeit, Konfliktfähigkeit, lokale Vernetzung, digitale Urteilskraft, Humanisierung unter Stress und die Erfahrung, dass Institutionen antworten.

Eine Gesellschaft, die nur in militärische Aufrüstung investiert, aber keine zivile demokratische Lerninfrastruktur aufbaut, bleibt innerlich verwundbar. Hybride Bedrohungen zielen nicht nur auf Grenzen und Infrastruktur, sondern auf Vertrauen, Wirklichkeitskontakt, Zugehörigkeit und Entscheidungsfähigkeit. PSI-21 wäre deshalb keine weiche Ergänzung, sondern zivile Resilienzpolitik.



7. Rechtliche und organisatorische VerankerungEine Agenda 21 darf nicht von einzelnen engagierten Schulen oder Kommunen abhängen. Sie braucht eine rechtliche und organisatorische Grundform.

Der Buchentwurf nennt zentrale Elemente: Beteiligungsrechte, mediale Jugendräte, Zukunftswerkstätten, schulische Redaktionen, digitale Moderationsräume, Rückmeldepflicht staatlicher Stellen, Jugendmedienschutz, Moderations- und Inklusionsstandards, Stress- und Muße-Elemente, Finanzierung sowie Berichtspflichten.

Daraus ergeben sich folgende institutionelle Bausteine:

Bundes- oder Landesrahmengesetz: schafft Anspruch auf mindestens einen vollwertigen PSI-21-Zyklus in der Sekundarstufe und verpflichtet zuständige politische Ebenen zur Antwort.

Kommunale Umsetzungsstellen: verbinden Schulen, Jugendhilfe, Verwaltung, lokale Politik und zivilgesellschaftliche Akteure.

Jugendeigene digitale Öffentlichkeit: öffentlich-rechtlich oder gemeinnützig organisiert, unabhängig von kommerzieller Plattformlogik.

Ausbildung für Moderation: Lehrkräfte, Sozialarbeiter, Jugendparlamente, Verwaltung und politische Akteure werden in Dialogführung, Affektregulation, Dehumanisierungsprävention und digitaler Moderation geschult.

Evaluation: Nicht nur Output zählt, sondern Wirkungen auf Selbstwirksamkeit, Vertrauen, Dialogfähigkeit, politische Antwortqualität, Umsetzungspfade und Resilienz.

Finanzierung: Teil der demokratischen Daseinsvorsorge, nicht freiwillige Projektförderung.



8. QualitätskriterienDamit PSI-21 nicht selbst zur Symbolbeteiligung wird, braucht es klare Kriterien:

Verbindlichkeit: Jede eingebrachte Frage erhält eine Antwort.

Transparenz: Verfahren, Zuständigkeiten und Antworten sind öffentlich nachvollziehbar.

Altersangemessenheit: Komplexität wächst mit Entwicklungsphase.

Kontroversität: Politische Konflikte werden nicht pädagogisch geglättet.

Schutz: Keine Beschämung, kein digitaler Pranger, keine Überforderung.

Wirksamkeit: Mindestens ein Teil der Vorschläge muss reale Umsetzungspfade erreichen.

Fehlerfreundlichkeit: Scheitern wird ausgewertet, nicht skandalisiert.

Humanisierung: Unterschiedliche Gruppen werden facettenreich sichtbar.

Affektregulation: Stress, Angst, Wut und Ohnmacht werden nicht verdrängt, sondern bearbeitet.

KI-Begrenzung: KI unterstützt Verfahren, ersetzt aber keine menschliche Antwort.



9. Politische Sprache: Was entschieden werden mussFür politische Entscheidungsträger lässt sich die Agenda so zusammenfassen:

Deutschland und Europa brauchen eine jugendeigene öffentliche Infrastruktur, die demokratische Selbstwirksamkeit, politische Rückkopplung und digitale Urteilskraft systematisch in der Pubertät verankert. Ziel ist nicht zusätzliche Beteiligungssymbolik, sondern eine verlässliche, rechtlich anschlussfähige und skalierbare Struktur zur Stärkung demokratischer Resilienz.

Kurzform politischer Beschlusslogik:

		Einrichtung einer jugendeigenen Öffentlichkeit als Teil demokratischer Grundversorgung.



		Rechtsanspruch auf regelmäßige altersgerechte Beteiligungszyklen.



		Rückmeldepflicht staatlicher Stellen.



		Digitale Commons-Infrastruktur statt kommerzieller Plattformabhängigkeit.



		Finanzierung als Daseinsvorsorge.



		Evaluation und jährlicher Bericht an Parlamente.



		Europäische Anschlussfähigkeit durch kommunale, Landes-, Bundes- und EU-Ebenen.







10. Schulsprache: Was gelernt werden sollFür Schule lässt sich die Agenda so formulieren:

Schülerinnen und Schüler erwerben demokratische Handlungskompetenz, indem sie reale gesellschaftliche Fragen altersgerecht bearbeiten, ihre Wahrnehmungen in geprüfte Fragestellungen überführen, politische Zuständigkeiten kennenlernen, öffentliche Antworten einfordern und die Wirkung ihrer Beiträge reflektieren. Dabei entwickeln sie Selbststeuerung, Affektregulation, Perspektivwechsel, Medienkompetenz, Konfliktfähigkeit und Verantwortungsbewusstsein.

Kompetenzbereiche:

Wahrnehmungskompetenz: eigene Perspektiven erkennen und prüfen.

Affektkompetenz: Angst, Wut, Scham, Ohnmacht und Zugehörigkeit reflektieren.

Dialogkompetenz: zuhören, widersprechen, fragen, begründen.

Institutionenkompetenz: Zuständigkeiten und Verfahren verstehen.

Medienkompetenz: digitale Verstärkungslogiken erkennen.

Humanisierungskompetenz: Menschen mehrdimensional wahrnehmen.

Wirksamkeitskompetenz: aus Anliegen handlungsfähige Vorschläge machen.



11. Internetsprache: Was gebaut werden mussFür digitale Infrastruktur lautet die Agenda:

Es braucht eine demokratische Plattformlogik, die nicht auf Nutzerbindung, Affektverstärkung und Datenextraktion optimiert ist, sondern auf nachvollziehbare öffentliche Lernprozesse. Das System muss Beiträge dokumentieren, Diskurse moderieren, Antworten sichtbar machen, Zuständigkeiten verknüpfen, KI-Assistenz transparent einsetzen und Daten nur zweckgebunden verarbeiten.

Funktionen:

Themenräume für Jahrgänge und politische Ebenen.

Fragegeneratoren mit KI-Assistenz, aber menschlicher Redaktion.

Antwortregister für politische Stellen.

Umsetzungsmonitoring für Beschlüsse und Pilotprojekte.

Moderationswerkzeuge gegen Hass, Beschämung und Eskalation.

Transparenzarchiv für spätere Kohorten.

Datenschutz-by-design und keine kommerzielle Profilbildung.

Barrierefreiheit und Mehrsprachigkeit.



XII. Schluss: Agenda 21 als Update des demokratischen BetriebssystemsDas alte Sender-Empfänger-Modell der PR hat sich organisatorisch verfestigt, weil es bequem war. Es gab Institutionen Kontrolle. Es reduzierte Komplexität. Es machte Öffentlichkeit verwaltbar. Aber es passte zu einer Zeit, in der Öffentlichkeit langsamer, Medien linearer und gesellschaftliche Milieus stabiler waren.

Diese Zeit ist vorbei.

Heute leben wir in einer hybriden Mensch-KI-Öffentlichkeit, in der Sprache, Bürokratie, Beziehung, Aufmerksamkeit und Selbstdeutung technisch mitgeschrieben werden. Die alte PR-Logik wird dabei nicht harmlos veraltet, sondern gefährlich: Sie wird algorithmisch beschleunigt, affektiv optimiert und intim personalisiert.

Demokratie kann darauf nicht mit noch mehr Botschaften reagieren. Sie braucht eine neue Form.

Diese Form ist Rückkopplung.

Diese Form ist Antwort.

Diese Form ist Dialog.

Diese Form ist jugendeigene Öffentlichkeit.

Diese Form ist eine demokratische Infrastruktur für Kulturbildung.

Die Agenda 21 für Politik, Schule und Internet lautet deshalb:

Nicht mehr: Wie erreichen wir Jugendliche?

Sondern: Wie antworten wir ihnen?

Nicht mehr: Wie vermitteln wir Demokratie?

Sondern: Wie machen wir Demokratie verlässlich erfahrbar?

Nicht mehr: Wie nutzen wir das Internet für Reichweite?

Sondern: Wie bauen wir digitale Räume, die demokratische Lernfähigkeit schützen?

Nicht mehr: Wie reparieren wir Krisen?

Sondern: Wie erkennen wir Kairosmomente, bevor sie Krisen werden?

PSI-21 verbindet genau diese Fragen. Es ist kein Ersatz für Schule, Parlament oder Medien. Es ist die fehlende Brücke zwischen ihnen. Eine Demokratie, die diese Brücke baut, löst nicht alle Probleme. Aber sie hört auf, ihre Jugend nur zu adressieren. Sie beginnt, mit ihr ihre Wirklichkeit zu erneuern.



Quellen:



Sozial- und Kommunikationswissenschaften



		Berger/Luckmann: Das Hauptwerk Die gesellschaftliche Konstruktion der Wirklichkeit (1966) beschreibt die Entstehung von Wissen. Eine kompakte Zusammenfassung der Theorie bietet die Analyse auf SozTheo. [1, 2, 3]



		Paul Watzlawick: Seine Axiome und pragmatischen Ansätze sind im Standardwerk Menschliche Kommunikation dokumentiert. Eine Übersicht der Kommunikationsregeln bietet die Seite Paul Watzlawick. [1, 2]



		David Bohm: Die von ihm begründete Methode des offenen Perspektivenwechsels wird im Buch Der Dialog beschrieben. Hintergrundinformationen liefert das Portal Dialogprozess. [1, 2]





Evolution, Gehirn und Verhalten

		Konrad Lorenz & Rupert Riedl: Beide prägten die Evolutionäre Erkenntnistheorie als naturgeschichtliche Kritik des Denkens. Ein zentrales Werk dazu ist Evolution und Erkenntnis. [1, 2, 3]



		Julius Kuhl: Seine Forschungen zur willentlichen Handlungssteuerung bündeln sich in der Persönlichkeits-System-Interaktion (PSI-Theorie). Grundlagen führt das Lehrbuch der Persönlichkeitspsychologie aus. [1, 2, 3]



		Liya Yu: Die Neurophilosophin verbindet Gehirnforschung mit politischer Spaltung ("Neuropolitics"). Einblicke in ihre Arbeit vermittelt ihre offizielle Präsenz Liya Yu. [1, 2]





Gegenwart und Technologie

		Yuval Noah Harari: Die Auswirkungen von Algorithmen auf Informationsnetzwerke analysiert er in Nexus: Eine kurze Geschichte der Informationsnetzwerke von der Steinzeit bis zur künstlichen Intelligenz. Informationen zum Buch bietet die Verlagsseite bei Penguin. [1, 2]







